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Nr. 155 Ordnung für die Kommission zur Ordnung 
des diözesanen Arbeitsvertragsrechts im Bis-
tum Fulda (Bistums-Koda-Ordnung)

Die Ordnung für die Kommission zur Ordnung des Di-
özesanen Arbeitsvertragsrechts vom 1. August 2013 
(KA Fulda 2013, Nr. 93), zuletzt geändert am 
17.09.2013 (KA Fulda 2013, Nr. 113) wird wie folgt 
neu gefasst:

Präambel

Die katholische Kirche hat gemäß Art. 140 GG, 137 
Abs. 3 WRV das verfassungsrechtlich anerkannte Recht, 
die Arbeitsverhältnisse im kirchlichen Dienst als ihre 
Angelegenheit selbständig zu ordnen. Um dem kirchli-
chen Sendungsauftrag und der daraus folgenden Beson-
derheit der kirchlichen Dienstgemeinschaft gerecht zu 
werden und um die Beteiligung der Mitarbeiterseite ge-
mäß Art. 7 Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse (Grundord-
nung) an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen zu 
gewährleisten, wird zur Sicherung der Einheit und 
Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes folgende 
Ordnung erlassen: 

§ 1 Geltungsbereich    

(1)  Diese Ordnung regelt das Zustandekommen von 
Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen mit folgenden 
Rechtsträgern: 

1.  der Diözese Fulda, 
2.  der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 
3.  der Verbände von Kirchengemeinden, 
4.  des Diözesancaritasverbandes und dessen Glie-

derungen, soweit sie öffentliche juristische Per-
sonen des kanonischen Rechts sind, 

5.  der sonstigen dem Diözesanbischof unterstell-
ten öffentlichen juristischen Personen des kano-
nischen Rechts, 

6.  der sonstigen kirchlichen Rechtsträger, unbe-
schadet ihrer Rechtsform, die der bischöflichen 
Gesetzgebungsgewalt unterliegen 

und deren rechtlich unselbständigen Einrichtungen. 

(2) Diese Ordnung gilt auch für die sonstigen kirchli- 
 chen Rechtsträger unbeschadet ihrer Rechtsform, 

a)  wenn sie die Grundordnung in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung für ihren Bereich rechtsver-
bindlich in ihr Statut übernommen haben; so-
fern ein kirchlicher Rechtsträger in der 
Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts über kein Statut verfügt, ist eine notari-
elle Erklärung der Grundordnungsübernahme 
und anschließende Veröffentlichung dieser Er-
klärung ausreichend, 

b)  wenn sie ihren Sitz in der Diözese Fulda haben, 
c)  wenn sie die Übernahme der Grundordnung 

dem Diözesanbischof anzeigen und 
d)  wenn der Diözesanbischof, in dessen Diözese 

der Rechtsträger seinen Sitz hat, der erstmali-
gen Aufnahme des Rechtsträgers in die Kom-
mission schriftlich zugestimmt hat. Vor der Ent-
scheidung des Diözesanbischofs ist die 
Kommission anzuhören. Wird die Aufnahme in 
die Kommission vom Diözesanbischof abge-
lehnt, verweist der Diözesanbischof den 
Rechtsträger an die zuständige Kommission; 
diese ist an die Entscheidung gebunden. 

(3) Wenn kirchliche Rechtsträger sich satzungsgemäß 
dafür entschieden haben, die Arbeitsvertragsrichtli-
nien des Deutschen Caritasverbandes (AVR) anzu-
wenden, bleiben sie von der Zuständigkeit der Kom-
mission ausgenommen. 
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(4)  Beantragt ein kirchlicher Rechtsträger den Wechsel 
in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Kom-
mission, entscheidet der Diözesanbischof nach Zu-
stimmung beider Seiten jeweils der abgebenden und 
der aufnehmenden Kommission. Der Antrag bedarf 
der schriftlichen Begründung. Die Entscheidung ist 
den Kommissionen mitzuteilen. 

(5) Der Diözesanbischof kann für mehrere kirchliche 
Rechtsträger eine eigene Ordnung erlassen. Die Ent-
scheidung über den Erlass einer solchen Ordnung 
erfolgt im Benehmen mit beiden Seiten der ansons-
ten zuständigen Kommission. 

§ 2 Die Kommission 

(1)  Für die in § 1 genannten Rechtsträger wird eine 
„Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeits-
vertragsrechtes“ (Bistums-KODA) errichtet. 

(2)  Die Amtsperiode der Kommission beträgt fünf Jah-
re. Sie beginnt mit der konstituierenden Sitzung, je-
doch nicht vor Ablauf der Amtsperiode der bisheri-
gen Kommission. Bis zur konstituierenden Sitzung 
der neuen Kommission nimmt die bestehende Kom-
mission die Aufgaben gemäß dieser Ordnung wahr, 
jedoch nicht über die Dauer von zwölf Monaten über 
das Ende ihrer Amtsperiode hinaus. 

§ 3 Aufgabe 

(1)  Aufgabe der Kommission ist die Beratung und Be-
schlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Ab-
schluss und Beendigung von Arbeitsverhältnissen, 
solange und soweit die Zentral-KODA von ihrer 
Regelungsbefugnis gemäß § 3 Abs. 1 Zentral-KO-
DA-Ordnung keinen Gebrauch gemacht hat oder 
macht. Die durch die Kommission nach Maßgabe 
dieser Ordnung beschlossenen und vom Diözesan-
bischof in Kraft gesetzten arbeitsrechtlichen Rege-
lungen gelten unmittelbar und zwingend. 

(2)  Beschlüsse der Zentral-KODA im Rahmen ihrer Be-
schlusskompetenz gemäß § 3 Abs. 1 Zentral-KO-
DA-Ordnung gehen mit ihrer Inkraftsetzung den 
Beschlüssen aller anderen Kommissionen nach Art. 
7 Grundordnung vor. 

(3)  In Erfüllung ihrer Aufgabe soll die Kommission bei 
den Beratungen die Empfehlungen der Zentral- 
KODA gemäß § 3 Abs. 3 Zentral-KODA-Ordnung 
berücksichtigen. 

§ 4 Zusammensetzung 

Der Kommission gehören als Mitglieder eine gleiche 
Anzahl von Personen als Vertreter von Dienstgebern 
und Mitarbeitern an, und zwar auf jeder Seite sechs. 

Wird neben den gewählten Vertreterinnen/Vertretern 
der Mitarbeiterseite auch eine bestimmte Anzahl von 
Gewerkschaftsvertreterinnen/-vertretern nach § 6 Abs. 
2 entsandt, ist die Dienstgeberseite durch eine identi-
sche Zahl von Dienstgebervertretern/-vertreterinnen 
zu erhöhen.  

§ 5 Vertretung der Dienstgeber 

(1)  Die Vertreter der Dienstgeber werden durch den Ge-
neralvikar für eine Amtsperiode berufen. 

(2) Als Dienstgebervertreter kann nicht berufen wer-
den, wer aufgrund der Mitarbeitervertretungsord-
nung (MAVO) Mitglied der Mitarbeitervertretung 
sein kann. Bei der Berufung der Mitglieder der 
Dienstgeber sollen die verschiedenen Bereiche des 
kirchlichen Dienstes angemessen berücksichtigt 
werden. Als Dienstgebervertreter aus dem kirchli-
chen Dienst können nur Personen in die Kommissi-
on berufen werden, die bei Dienstgebern im Gel-
tungsbereich der Grundordnung tätig sind. Nicht 
im kirchlichen Dienst stehende Personen können 
Dienstgebervertreter sein, wenn sie als Mitglied ei-
nes kirchlichen Organs zur Entscheidung in arbeits-
vertragsrechtlichen Angelegenheiten befugt sind. 

§ 6 Vertretung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(1) Sechs Vertreter/innen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter werden für eine Amtsperiode gewählt. 
Sie sollen aus den verschiedenen Gruppen des kirch-
lichen Dienstes gewählt werden und zwar jeweils 
mindestens ein Vertreter oder eine Vertreterin durch 
die Wahlberechtigten aus

1.  dem liturgischen und pastoralen Dienst,
2. den kirchlichen Verwaltungsstellen und Bil-

dungsstätten der Familien-, Jugend- und Er-
wachsenenbildung,

3.  den kirchlichen Schulen,
4.  den kirchlichen Kindertageseinrichtungen,
5.  den sozial-caritativen und sonstigen, nicht in 

den vorgenannten Ziffern 1 - 4 genannten 
Diensten, soweit sie nicht nach § 1 Abs. 3 ausge-
nommen sind. 

Das Zahlenverhältnis der Vertreter/innen dieser 
Gruppen zueinander soll sich im Übrigen nach den 
tatsächlichen Verhältnissen im Bistum richten. Die 
Zugehörigkeit zu einer dieser Gruppen bestimmt 
sich nach der ausgeübten Haupttätigkeit. Das Nähe-
re regelt § 8. 

(2) Die Entsendung eines/einer zusätzlichen Vertre-
ters/Vertreterin durch tariffähige Arbeitnehmer-
koalitionen (Gewerkschaften) richtet sich nach § 9.
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§ 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) Vorsitzende(r) 

(1) Die/der Vorsitzende und die/der stellvertretende 
Vorsitzende werden von der Gesamtheit der Kom-
missionsmitglieder geheim gewählt, und zwar die/
der Vorsitzende einmal aus den Reihe der Dienstge-
bervertreter und das andere Mal aus der Reihe der 
gewählten Dienstnehmervertreter, die/der stellver-
tretende Vorsitzende aus der jeweils anderen Seite. 
Der Wechsel erfolgt jeweils nach der Hälfte der 
Amtsperiode. Gewählt ist, wer die Stimmen der 
Mehrheit aller Kommissionsmitglieder auf sich ver-
einigt. § 19 Abs. 3 findet Anwendung. Kommt in 
zwei Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht 
zustande, so ist gewählt, wer in einem weiteren 
Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 
Bis zur Wahl der/des Vorsitzenden und der/des stell-
vertretenden Vorsitzenden leitet das nach Lebens-
jahren älteste Mitglied die Sitzung. 

(2) Scheidet die/der Vorsitzende oder die/der stellver-
tretende Vorsitzende vorzeitig aus, findet für den 
Rest der Amtsperiode eine Nachwahl statt. 

§ 8 Wahlrechtsgrundsätze 

(1) Wählbar sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben, mindestens 
seit einem Jahr in einem kirchlichen Arbeitsverhält-
nis stehen und die übrigen Voraussetzungen für die 
Wahlberechtigung nach § 7 und die Wählbarkeit 
nach § 8 der Mitarbeitervertretungsordnung 
(MAVO) erfüllen. 

(2)  Wahlvorschlagsberechtigt sind die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die seit mindestens sechs Monaten 
in einem kirchlichen Arbeitsverhältnis stehen und 
die übrigen Vorausset-zungen für die Wahlberechti-
gung nach der Mitarbeitervertretungsordnung 
(MAVO) erfüllen. 

(3) Wahlberechtigt sind die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die 

 a) das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 b) seit mindestens 6 Monaten in einem kirchlichen 
 Arbeitsverhältnis stehen und 
 c) die übrigen Voraussetzungen für die Wahlberech-

tigung nach § 7 
 Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) erfüllen. 

(4)  Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegen 
einem Wahlvorstand. 

(5) Wer für die Kommission kandidiert, kann nicht Mit-
glied des Wahlvorstandes sein. 

(6) Jede wahlberechtigte Mitarbeiterin oder jeder wahl-
berechtigte Mitarbeiter hat das Recht, die Wahl we-
gen eines Verstoßes gegen geltendes Recht innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 

Wahlergebnisses schriftlich anzufechten. Die Anfech-
tungserklärung ist dem Wahlvorstand zuzuleiten. 

(7) Der Wahlvorstand entscheidet über Anfechtungen 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der 
Wahlanfechtung und teilt die Entscheidung der Per-
son oder den Personen mit, die die Wahl angefoch-
ten haben. Unzulässige und/oder unbegründete An-
fechtungen weist der Wahlvorstand zurück. Stellt er 
fest, dass die Anfechtung begründet ist und dadurch 
das Wahlergebnis beeinflusst sein kann, so erklärt er 
die Wahl für ungültig; in diesem Falle ist die Wahl 
unverzüglich zu wiederholen. Im Falle einer sonsti-
gen begründeten Wahlanfechtung berichtigt er den 
durch Verstoß verursachten Fehler. Die Entschei-
dung über eine Wahlwiederholung wird im Amts-
blatt der Diözese veröffentlicht. 

(8) Gegen die Entscheidung des Wahlvorstandes ist die 
Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht innerhalb ei-
ner Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekannt-
gabe der Entscheidung des Wahlvorstandes zulässig. 

(9) Eine für ungültig erklärte Wahl lässt die Wirksam-
keit der zwischenzeitlich durch die Kommission ge-
fassten Beschlüsse unberührt. 

(10) Das Nähere regelt eine Wahlordnung, die Bestand
  teil dieser Ordnung ist. 

§ 9 Entsendungsgrundsätze 

(1)  Die Anzahl der Vertreter, die von den Gewerkschaften 
entsandt werden, richtet sich grundsätzlich nach dem 
zahlenmäßigen Verhältnis der im Zeitpunkt der Ent-
sendung in den entsendeberechtigten Gewerkschaften 
zusammengeschlossenen kirchlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Zuständigkeitsbereich der Kom-
mission (Organisationsstärke). Ungeachtet der jeweili-
gen Organisationsstärke wird gewährleistet, dass min-
destens ein Sitz für die Gewerkschaften vorbehalten 
wird. Vorstehender Satz 2 findet keine Anwendung, 
wenn die Mitarbeit in der Kommission von keiner Ge-
werkschaft beansprucht wird.

(2) Berechtigt zur Entsendung von Mitgliedern in die 
Kommission sind nur Gewerkschaften, die nach ih-
rer Satzung für den Bereich der Kommission räum-
lich und fachlich zuständig sind und in denen jeweils 
mindestens 0,5 % der zur Kommission wahlberech-
tigten Beschäftigten organisiert sind. 

(3) Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter für 
die Kommission, einigen sich die mitwirkungsbe-
rechtigten und mitwirkungswilligen Gewerkschaf-
ten auf die zahlenmäßige Zusammensetzung der 
von der Gewerkschaft zu entsendenden Vertreter. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet 
die/der dienstnehmerseitige Vorsitzende des Vermitt-
lungsausschusses über die Verteilung der Plätze ge-
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mäß den in den nachfolgenden Sätzen 5 und 6 für das 
kirchliche Arbeitsgericht genannten Grundlagen. 

 Gegen die Entscheidung der/des Vorsitzenden des 
Vermittlungsausschusses ist Klage beim kirchlichen 
Arbeitsgericht innerhalb einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
zulässig. Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die 
Gewerkschaften über den Rechtsbehelf, das Gericht, 
bei dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz 
und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt wor-
den sind. Das kirchliche Arbeitsgericht entscheidet 
insbesondere auf Grund der Mitgliederzahlen, die 
ihm gegenüber glaubhaft zu machen sind. Die Glaub-
haftmachung der Mitgliederzahl kann insbesondere 
durch eine eidesstattliche Versicherung erfolgen, die 
ein Mitglied des Vertretungsorgans der Gewerkschaft 
vor einem Notar oder vor dem Amtsgericht abgibt. 

(4) Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr da-
für bieten, dass sie das verfassungsmäßige Selbst-
bestimmungsrecht der Kirche zur Gestaltung der 
sozialen Ordnung ihres Dienstes achten und die 
Eigenart des kirchlichen Dienstes respektieren. 

(5) Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Kommissi-
on aus oder wird es abberufen, entsendet die Ge-
werkschaft, die durch das Mitglied vertreten wurde, 
unverzüglich ein neues Mitglied. 

(6) Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der 
Kommission auf, einigen sich die verbleibenden mit-
wirkungsberechtigten und mitwirkungswilligen Ge-
werkschaften darüber, wer für den Rest der Amtszeit 
die Stelle des ausscheidenden Mitglieds übernehmen 
soll. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet 
die/der Vorsitzende der Kommission, welcher ver-
bleibenden Gewerkschaft das Nachbesetzungsrecht 
zusteht. Gegen die Entscheidung der/des Vorsitzen-
den der Kommission ist Klage beim Kirchlichen Ar-
beitsgericht innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung zuläs-
sig. Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die Ge-
werkschaft über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei 
dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und 
die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist. 

(7)  Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der 
Kommission auf, rücken nach Maßgabe des § 10 
Abs. 6 die nächstberechtigten Ersatzmitglieder für 
den Rest der Amtsperiode nach. 

(8) Das Nähere regelt eine Entsendeordnung, die Be-
standteil dieser Ordnung ist. 

§ 10 Vorzeitiges Ausscheiden, 
Nachfolge für ausgeschiedene Mitglieder, Ruhen der 

Mitgliedschaft 

(1)  Die Mitgliedschaft in der Kommission erlischt vor 
Ablauf der Amtsperiode durch 

1.  Wegfall der Voraussetzungen für die Berufung 
oder Wählbarkeit; die Feststellung erfolgt durch 
die/den Vorsitzende(n) im Einvernehmen mit 
der/dem stellvertretenden Vorsitzenden, 

2.  Niederlegung des Amtes, die der/dem Vorsit-
zenden gegenüber schriftlich zu erklären ist, 

3.  Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst in der 
Diözese, in der das Mitglied gewählt oder für 
die es berufen wurde oder 

4.  rechtskräftige Entscheidung der kirchlichen Ge-
richte für Arbeitssachen, die die grobe Vernach-
lässigung oder Verletzung der Befugnisse und 
Pflichten als Mitglied der Kommission festge-
stellt haben. 

(2) Scheidet ein Dienstgebervertreter vorzeitig aus, so 
beruft der Generalvikar für den Rest der Amtsperi-
ode ein neues Mitglied. 

(3) Auf Antrag des einzelnen Mitgliedes kann dessen 
Mitgliedschaft in der Kommission aus wichtigem 
Grund für ruhend erklärt werden. Über den Antrag 
entscheidet die/der Vorsitzende im Einvernehmen 
mit der/dem stellvertretenden Vorsitzenden. Kommt 
eine einvernehmliche Entscheidung nicht zustande, 
ist der Antrag der Kommission vorzulegen und von 
dieser zu entscheiden. Ebenfalls ruht die Mitglied-
schaft für den Fall, dass die/der Vorsitzende im Ein-
vernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsit-
zenden die dauerhafte Verhinderung eines Mitglieds 
feststellt. Gegen die Entscheidung der/des Vorsit-
zenden und der/des stellvertretenden Vorsitzenden 
kann Beschwerde bei der Kommission erhoben wer-
den; die Kommission entscheidet abschließend. 
Handelt es sich bei dem Mitglied, dessen Mitglied-
schaft für ruhend erklärt wird, um einen Mitarbei-
tervertreter, so rückt für die Dauer des Ruhens der 
Mitgliedschaft das nächstberechtigte Ersatzmitglied 
nach; handelt es sich um einen Dienstgebervertreter, 
benennt der Generalvikar für die Dauer des Ruhens 
der Mitgliedschaft ein Ersatzmitglied. Handelt es 
sich um einen entsandten Mitarbeitervertreter, be-
nennt die Gewerkschaft, die durch das Mitglied ver-
treten wurde, für die Dauer des Ruhens der Mit-
gliedschaft ein neues Mitglied. 

(4) Wird einem Mitglied der Kommission die grobe Ver-
nachlässigung oder Verletzung der Befugnisse und 
Pflichten als Mitglied der Kommission vorgeworfen, 
ruht die Mitgliedschaft, wenn die Kommission mit 
drei Viertel der Gesamtheit ihrer Mitglieder das Ru-
hen der Mitgliedschaft beschließt. Das Ruhen der 
Mitgliedschaft endet, wenn das Kirchliche Arbeits-
gericht in erster Instanz feststellt, dass das Mitglied 
seine Befugnisse und Pflichten nicht grob vernach-
lässigt oder verletzt hat. Handelt es sich bei dem 
Mitglied, dessen Mitgliedschaft für ruhend erklärt 
wird, um einen Mitarbeitervertreter, so rückt für die 
Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft das nächstbe-
rechtigte Ersatzmitglied nach; handelt es sich um 
einen Dienstgebervertreter, benennt der Generalvi-
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kar für die Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft ein 
Ersatzmitglied. Handelt es sich um einen entsandten 
Mitarbeitervertreter, benennt die Gewerkschaft, die 
durch das Mitglied vertreten wurde, für die Dauer 
des Ruhens der Mitgliedschaft ein neues Mitglied. 

(5)  Die Mitgliedschaft in der Kommission endet im Falle 
einer arbeitgeberseitigen Kündigung erst, wenn das 
Arbeitsgericht rechtskräftig die Wirksamkeit der 
Kündigung festgestellt hat. 

(6) Scheidet ein gewählter Mitarbeitervertreter vorzei-
tig aus, rückt das nach der Wahlordnung nächstbe-
rechtigte Ersatzmitglied für den Rest der Amtsperi-
ode nach. 

§§ 11 bis 13 Unterkommissionen

(nicht belegt)

§ 14 Rechtsstellung 

(1)  Die Mitglieder der Kommission führen ihr Amt un-
entgeltlich als Ehrenamt. Sie sind in ihrem Amt un-
abhängig und an keine Weisungen gebunden. 

(2) Für die Mitglieder der KODA steht die Wahrneh-
mung von Aufgaben als Mitglied der Kommission 
der arbeitsvertraglich vereinbarten Tätigkeit gleich. 
Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht behin-
dert und aufgrund ihrer Tätigkeit weder benachtei-
ligt noch begünstigt werden. Aus ihrer Tätigkeit 
dürfen ihnen keine beruflichen Nachteile erwach-
sen. 

(3)  Erleidet ein Mitglied der Kommission, das Anspruch 
auf Unfallfürsorge nach beamtenrechtlichen Grund-
sätzen hat, anlässlich der Wahrnehmung von Rech-
ten oder in Erfüllung von Pflichten nach dieser Ord-
nung einen Unfall, der im Sinne der 
beamtenrechtlichen Unfallfürsorgevorschriften ein 
Dienstunfall wäre, so sind diese Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden. Für entsandte Vertreter/
Vertreterinnen gilt dies nur, soweit nicht bereits Un-
fallfürsorge durch die entsendende Gewerkschaft 
gewährleistet ist.

§ 15 Freistellung 

(1)  Die Mitglieder der Kommission, die im kirchlichen 
Dienst stehen, sind zur ordnungsgemäßen Durch-
führung ihrer Aufgaben im notwendigen Umfang 
von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen, insbe-
sondere für die Teilnahme an den Sitzungen des 
Plenums und der Aus-schüsse und für deren Vorbe-
reitung. Zu den Aufgaben der Mitglieder der Kom-
mission gehört auch die Pflege einer angemessenen 
Rückbindung zu denen, die sie repräsentieren. Die 
Freistellung umfasst den Anspruch auf Reduzierung 

der übertragenen Aufgaben. Fällt eine Tätigkeit als 
Kommissionsmitglied auf einen außerhalb der per-
sönlichen Arbeitszeit liegen-den Zeitraum, hat das 
Mitglied Anspruch auf entsprechende Arbeitsbefrei-
ung zu einem an-deren Zeitpunkt unter Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts. Die Kosten der Freistellung re-
gelt die Diözese/regeln die Diözesen. 

(2)  Die gewählten Kandidaten gemäß § 9 der Wahlord-
nung sind bis zur konstituierenden Sitzung im not-
wendigen Umfang für Veranstaltungen der Mitar-
beiterseite zur Vorbereitung auf ihre Tätigkeit 
freizustellen. 

(3) Die Beisitzerinnen und Beisitzer im Vermittlungs-
ausschuss werden für die Teilnahme an Verhandlun-
gen in notwendigem Umfang freigestellt. 

(4)  Das Nähere kann in Ausführungsregelungen festge-
legt werden. 

§ 16 Schulung 

Die Mitglieder der Kommission werden bis zu insge-
samt zwei Wochen pro Amtsperiode für die Teilnahme 
an Schulungsveranstaltungen freigestellt, soweit diese 
Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit in der Kom-
mission erforderlich sind. 

§ 17 Kündigungsschutz der Mitglieder der Kommission 

Einem Mitglied der Kommission kann nur gekündigt 
werden, wenn ein Grund für eine außerordentliche 
Kündigung vorliegt. Abweichend von Satz 1 kann in 
den Fällen des Artikels 5 Abs. 3 bis 5 Grundordnung 
auch eine ordentliche Kündigung ausgesprochen wer-
den. 

Die Sätze 1 und 2 gelten ebenfalls innerhalb eines Jah-
res nach Ausscheiden aus der Kommission. 

§ 18 Beratung

Der Mitarbeiterseite werden zur Beratung im notwendi-
gen Umfang eine im Arbeitsrecht kundige Person oder 
die dafür erforderlichen Mittel zur Verfügung gestellt. 
Die Entscheidung über die Beauftragung einer Person 
erfolgt im Einvernehmen mit der Mitarbeiterseite. Der/
die Berater(in) ist nicht Mitglied der Kommission, kann 
jedoch an den Sitzungen der Kommission teil-nehmen. 
Satz 3 gilt entsprechend für eine mit der Beratung der 
Dienstgeberseite beauftragte Person. 

§ 19 Sitzungen, Antragsstellung und Geschäftsordnung

(1)  Die Kommission tritt bei Bedarf zusammen. Eine 
Sitzung hat außerdem stattzufinden, wenn dies von 

627328_BGV_19.11_Amtsblatt_K2.indd   149 19.11.15   08:52



Stück XIII - 2015150

einem Viertel der Gesamtzahl der Mitglieder schrift-
lich und unter Angabe von Gründen verlangt wird. 

(2)  Die/der Vorsitzende der Kommission, bei Verhinde-
rung die/der stellvertretende Vorsitzende, lädt unter 
Angabe der Tagesordnung spätestens zwei Wochen 
– in Eilfällen acht Tage – vor der Sitzung ein. Sie/er 
entscheidet im Einvernehmen mit der/dem stellver-
tretenden Vorsitzenden auch über die Eilbedürftig-
keit. 

(3)  Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung teilzu-
nehmen, so ist die Übertragung des Stimmrechtes 
auf ein anderes Mitglied derselben Seite zulässig. 
Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein 
übertragenes Stimmrecht ausüben. Die Übertra-
gung des Stimmrechtes ist der/dem Vorsitzenden in 
Textform nachzuweisen. 

(4)  Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn von jeder 
Seite mindestens jeweils die Hälfte der Mitglieder, 
darunter die/der Vorsitzende oder die/der stellver-
tretende Vorsitzende, anwesend ist. 

(5) Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Kommissi-
on; die Anträge müssen schriftlich mit Begründung 
vorgelegt werden. 

(6) Empfehlungsbeschlüsse der Zentral-KODA sind 
nach Zuleitung durch die Geschäftsstelle der Zent-
ral-KODA in der nächsten Sitzung der Kommission 
zu behandeln. 

(7) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(8) Die Kommission kann sich eine Geschäftsordnung 
geben. 

§ 20 Beschlüsse und ihre Inkraftsetzung 

(1)  Die Kommission fasst Beschlüsse mit einer Mehrheit 
von mindestens drei Viertel der Gesamtzahl ihrer 
Mitglieder. 

(2) In Angelegenheiten, die eilbedürftig sind und für die 
eine mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können 
Beschlüsse schriftlich herbeigeführt werden. Ein Be-
schluss kommt nur zu-stande, wenn alle Mitglieder 
zustimmen. Die/der Vorsitzende entscheidet im Ein-
vernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsit-
zenden über die Einleitung dieses Verfahrens. 

(3) Die Beschlüsse werden nach Unterzeichnung durch 
die/den Vorsitzende(n) oder die/den stellvertreten-
den Vorsitzende(n) dem Diözesanbischof/den Diö-
zesanbischöfen übermittelt. 

(4) Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, ei-
nen Beschluss in Kraft zu setzen, weil er offensicht-
lich gegen kirchenrechtliche Normen oder gegen 

Vorgaben der katholischen Glaubens- und Sittenleh-
re verstößt, so legt er innerhalb von sechs Wochen 
nach Zugang des Beschlusses beim Bischöflichen 
Generalvikariat unter Angabe von Gründen Ein-
spruch bei der Kommission ein. 

(5) Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein 
Einspruch erhoben worden ist, sind die Beschlüsse 
vom Diözesanbischof in Kraft zu setzen und im 
Amtsblatt der Diözese zu veröffentlichen. 

(6) Im Falle eines Einspruchs berät die Kommission die 
Angelegenheit nochmals. Fasst sie einen neuen Be-
schluss oder bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, 
so leitet sie diesen dem Diözesanbischof zur In-
kraftsetzung zu. Kommt ein solcher Beschluss nicht 
zustande, so ist das Verfahren beendet. 

(7) Das Verfahren ist auch dann beendet, wenn der Di-
özesanbischof sich nicht in der Lage sieht, einen be-
stätigten oder geänderten Beschluss in Kraft zu set-
zen. 

§ 21 Vermittlungsausschuss 

(1) Für den Zuständigkeitsbereich der Kommission wird 
ein Vermittlungsausschuss gebildet.

(2) Der Vermittlungsausschuss setzt sich unter Wah-
rung der Parität aus acht Personen zusammen, aus je 
einer/einem Vorsitzenden der von beiden Seiten ge-
wählten Personen, sowie sechs Beisitzerinnen und 
Beisitzer gemäß § 23 Abs. 2. Von den Beisitzerinnen 
und Beisitzern gehören auf jeder Seite zwei der 
Kommission an; die weiteren Beisitzerinnen und 
Beisitzer dürfen nicht Mitglied der Kommission sein. 

(3)  Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses werden 
zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode der Kommis-
sion gewählt. 

(4) Jede Beisitzerin bzw. jeder Beisitzer hat für den Fall 
der Verhinderung einen Stellvertreter. 

§ 22 Voraussetzung der Mitgliedschaft im  
Vermittlungsausschuss

 
(1) Die Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses dür-

fen bei keinem kirchlichen Rechtsträger beschäftigt 
sein oder keinem vertretungsberechtigten Leitungs-
organ eines kirchlichen Rechtsträgers angehören, 
wenn der Rechtsträger in den Geltungsbereich der 
Kommission fällt. Sie sollen der katholischen Kirche 
angehören und über fundierte Kenntnisse und Er-
fahrungen im Arbeitsrecht verfügen. Sie dürfen 
nicht in der Ausübung der allen Kirchenmit-gliedern 
zustehenden Rechte behindert sein und müssen die 
Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für das 
kirchliche Gemeinwohl eintreten. Für sie gelten die 
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Vorgaben der Grundordnung; falls sie nicht im 
kirchlichen Dienst stehen, gelten für sie diese Vorga-
ben entsprechend. 

(2) Die Beisitzerinnen und Beisitzer, die nicht Mitglie-
der der Kommission sind, müssen in einem kirchli-
chen Arbeits- oder Anstellungsverhältnis stehen. 

§ 23 Wahl und Amtsperiode des Vermittlungsausschusses 

(1) Die Vorsitzenden werden von der Kommission nach 
einer Aussprache mit drei Viertel der Gesamtheit ih-
rer Mitglieder in einem gemeinsamen Wahlgang ge-
heim gewählt. Kommt in den ersten beiden Wahl-
gängen diese Mehrheit nicht zustande, reicht im 
dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der Stim-
men. § 19 Abs. 3 findet Anwendung. Wird auch die-
se nicht erreicht, wählen die Dienstgeber- und die 
Mitarbeiterseite getrennt je eine/n Vorsitzende/n 
mit mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. Wählt 
eine Seite keine/n Vorsitzende/n, ist nur der andere 
Vorsitzender des Vermittlungsausschusses. 

(2) Jeweils drei Beisitzerinnen und Beisitzer und ihre 
Stellvertreter werden von der Dienstgeberseite und 
von der Mitarbeiterseite in der Kommission gewählt. 
Für die dabei erforderlichen Mehrheiten gilt Absatz 
1 entsprechend. 

(3) Die Amtsperiode der beiden Vorsitzenden sowie 
der Beisitzerinnen und Beisitzer und ihrer Stellver-
treter entspricht derjenigen der Kommission. Bis 
zur Wahl eines neuen Vermittlungsausschusses 
nimmt der bestehende Vermittlungsausschuss die 
Aufgaben wahr, jedoch nicht über die Dauer von 
zwölf Monaten über das Ende seiner Amtsperiode 
hinaus. Wiederwahl ist zulässig. Das Amt eines 
Mitglieds erlischt mit seinem Ausscheiden aus der 
Kommission, sofern es Mitglied der Kommission 
ist. Die dauerhafte Verhinderung ist durch den je-
weils anderen Vorsitzenden festzustellen. Dazu gilt 
das Verfahren nach Abs. 1. 

§ 24 Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Falls ein Antrag in der Kommission nicht die für einen 
Beschluss erforderliche Dreiviertelmehrheit erhalten 
hat, jedoch mindestens die Hälfte der Gesamtheit der 
Mitglieder dem Beschluss zugestimmt haben, legt die/
der Vorsitzende diesen Antrag dem Vermittlungsaus-
schuss vor, wenn auf Antrag wiederum mindestens die 
Hälfte der Mitglieder für die Anrufung des Vermitt-
lungsvorschlages stimmt. 

§ 25 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 

(1) Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermitt-
lungsausschusses erfolgen auf Veranlassung der bei-

den Vorsitzenden. Für jedes Vermittlungsverfahren 
wird jeweils zu Beginn des Verfahrens einvernehm-
lich von den Mitgliedern festgelegt, welche(r) der 
beiden Vorsitzenden die Sitzung nach pflichtgemä-
ßem Ermessen leitet und welche(r) unterstützend 
teilnimmt. Kommt keine solche einvernehmliche 
Festlegung zustande, entscheidet das Los. Die/der 
leitende Vorsitzende kann im Benehmen mit der/
dem weiteren Vorsitzenden Sachverständige hinzu-
ziehen. 

(2) Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss einen gemeinsamen Vermittlungs-
vorschlag. Der Vermittlungsausschuss entscheidet 
mit einer Mehrheit von mindestens vier Stimmen 
über den Vermittlungsvorschlag. Eine Stimment-
haltung ist nicht zulässig. Bei der Abstimmung ha-
ben die beiden Vorsitzenden gemeinsam nur eine 
Stimme. 

 Sollten beide Vorsitzende sich nicht auf einen Ver-
mittlungsvorschlag einigen können, wird durch 
Losverfahren bestimmt, welcher der beiden Vorsit-
zenden einen Vermittlungsvorschlag unterbreiten 
darf. Bei der Abstimmung über diesen Vermitt-
lungsvorschlag übt die/der im Losverfahren obsie-
gende Vorsitzende das Stimmrecht für beide Vorsit-
zenden aus. 

(3) Scheidet die/der leitende Vorsitzende während des 
Verfahrens aus dem Amt aus oder ist dauerhaft 
krankheitsbedingt oder aus anderen Gründen an der 
Wahrnehmung des Amtes verhindert, wird die/der 
andere leitende/r Vorsitzende/r. Die dauerhafte Ver-
hinderung ist durch die Vorsitzenden festzustellen. 

 Scheidet eine/r der beiden Vorsitzenden aus dem 
Amt aus bzw. ist eine/r der beiden Vorsitzenden 
dauerhaft verhindert, so hat binnen einer Frist von 
acht Wochen ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens 
bzw. ab dem Zeitpunkt der Feststellung der dauer-
haften Erkrankung oder Verhinderung eine Neu-
wahl zu erfolgen. Solange ruht das Verfahren. Eine 
Neuwahl für den Rest der Amtsperiode findet auch 
dann statt, wenn der Vorsitzende im Sinne des § 23 
Abs. 1 S. 5 aus dem Amt ausgeschieden ist oder dau-
erhaft verhindert ist. 

(4) Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zehn 
Wochen nach Anrufung des Vermittlungsausschus-
ses mit einem Vermittlungsvorschlag oder mit der 
Feststellung abgeschlossen werden, keinen Ver-
mittlungsvorschlag unterbreiten zu können. 

(5) Der Vermittlungsausschuss kann im Einvernehmen 
mit beiden Vorsitzenden die Verbindung verschiede-
ner Vermittlungsverfahren beschließen, wenn die Ver-
fahrensgegenstände in sachlichem oder rechtlichem 
Zusammenhang stehen. Nach der Verbindung ist ent-
sprechend Absatz 1 ein leitender Vorsitzender zu be-
stimmen, wenn kein solcher nach § 23 gewählt ist. 

(6) Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 
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§ 26 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 

(1)  Stimmt die Kommission im Falle des § 24 dem Ver-
mittlungsvorschlag nicht mit mindestens zwei Drittel 
der Gesamtheit ihrer Mitglieder innerhalb einer Frist 
von acht Wochen zu oder entscheidet die Kommissi-
on nicht gemäß § 20 selbst über die Angelegenheit, 
hat sich der Vermittlungsausschuss erneut mit der 
Angelegenheit zu befassen, wenn mindestens die 
Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder der Kommissi-
on dies beantragt. Das Verfahren ist nicht öffentlich. 

(2) Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer 
Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den 
bisherigen oder einen neuen Vermittlungsvorschlag. 
Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Die beiden 
Vorsitzenden haben gemeinsam nur eine Stimme. 
4Ist der Vermittlungsvorschlag nicht einvernehm-
lich von den beiden Vorsitzenden unterbreitet wor-
den, sondern nach Maßgabe des § 25 Abs. 2 S. 5 
zustande gekommen, übt bei der Abstimmung über 
diesen Vermittlungsvorschlag die/der im Losverfah-
ren obsiegende Vorsitzende das Stimmrecht für bei-
de Vorsitzenden aus. Der Vermittlungsspruch tritt 
an die Stelle eines Beschlusses der Kommission, der 
dann dem Diözesanbischof zur Inkraftsetzung ge-
mäß § 20 vorgelegt wird. Die/der Vorsitzende des 
Vermittlungsausschusses setzt die Kommission un-
verzüglich über den Vermittlungsspruch, der dem 
Diözesanbischof zugeleitet wird, in Kenntnis. 

(3) Das Verfahren zur ersetzenden Entscheidung soll 
spätestens sechs Wochen nach erneuter Anrufung 
des Vermittlungsausschusses mit einer ersetzenden 
Entscheidung oder mit der Feststellung abgeschlos-
sen werden, dass keine ersetzende Entscheidung un-
terbreitet wird. 

§ 27 Vorbereitungsausschuss

Zur Vorbereitung der Sitzungen der Kommission kann 
ein Vorbereitungsausschuss gebildet werden. Er berät 
die/den Vorsitzende(n) bei der Aufstellung der Tages-
ordnung. 
Er kann Beschlussanträge stellen und zu Beschlussvor-
schlägen von Ausschüssen und Anträgen von Kommis-
sionsmitgliedern Stellung nehmen. 

§ 28 Ausschüsse 

Für die Vorbereitung von Beschlüssen zu einzelnen 
Sachgebieten kann die Kommission ständige oder zeit-
lich befristete Ausschüsse einsetzen. 

§ 29 Kosten 

(1)  Für die Sitzungen der Kommission, des Vermitt-
lungsausschusses und der Ausschüsse sowie für die 

laufende Geschäftsführung und die Beratung der 
Mitarbeiterseite stellt das Bistum im erforderlichen 
Umfang Raum, Geschäftsbedarf und Personalkräfte 
zur Verfügung und trägt die notwendigen Kosten 
einschließlich der Reisekosten.

(2) Das Bistum trägt auch die notwendigen Kosten für 
die Teilnahme an Schulungsveranstaltungen im Sin-
ne des § 16. 

(3) Die Kosten für den/die entsandten Vertreter/Vertre-
terin trägt die Gewerkschaft.

(4)  Ehrenamtlichen Vertreterinnen und Vertretern der 
Dienstgeber, die nicht im kirchlichen Dienst stehen, 
wird Verdienstausfall auf Antrag vom berufenden 
Bistum erstattet. 

(5) Der/dem Vorsitzenden und der/dem stellvertreten-
den Vorsitzenden des Vermittlungsaus-schusses 
kann eine Aufwandsentschädigung oder eine Vergü-
tung gewährt werden, wenn sie nicht im kirchlichen 
Dienst stehen. 

§ 30 Inkrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt am 1. Dezember 2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Ordnung vom 01.08.2013 (KA 
Fulda 2013, Nr. 93) in der Fassung vom 17.09.2013 
(KA Fulda 2013, Nr. 113) außer Kraft.

(2) Beschlüsse der Kommission, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Ordnung noch nicht erledigt 
worden sind, sind nach der bisher geltenden Ord-
nung zu behandeln.

(3) Die Zusammensetzung und Amtszeit der derzeit be-
stehenden Kommission, einschließlich der gewählten 
Ersatzmitglieder, richtet sich bis zum Ende der lau-
fenden Amtszeit nach der bisher geltenden Ordnung.

Fulda, 09. November 2015

Bischof von Fulda

Nr. 156 Verordnung über die Neufassung der  
Bistums-KODA-Wahlordnung

Die Wahlordnung für die zu wählenden Vertreterinnen 
und Vertreter der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeits-
vertragsrechts gemäß § 8 Abs. 10 der Bistums-KO-
DA-Ordnung vom 01.12.2015 erhält folgende Fassung:
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Wahlordnung für die zu wählenden Vertreterinnen/
Vertreter der Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter in der 

Bistums-KODA

(Bistums-KODA-Wahlordnung)

§ 1 Wahltermin

(1) Die Kommission zur Ordnung des Diözesanen Ar-
beitsvertragsrechtes (Kommission) bestimmt in der 
Regel sechs Monate, spätestens fünf Monate vor Ab-
lauf der Amtsperiode den Termin für die Wahl der 
zu wählenden Vertreter/innen der Mitarbeiter/in-
nen. Dieser soll mindestens drei Wochen vor dem 
Ablauf der Amtsperiode gemäß § 2 Abs. 2 der Bis-
tums-KODA-Ordnung liegen.

(2) Für den Fall, daß die Kommission den Termin für die 
Wahl der Vertreter/innen der Mitarbeiter/innen 
nicht beschließt oder daß keine Kommission mehr 
besteht, wird der Termin durch den Generalvikar 
nach Anhörung des Vorstandes der Diözesanen Ar-
beitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen fest-
gelegt.

§ 2 Wahlvorstand

(1) Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegen 
einem Wahlvorstand. Er besteht aus fünf Personen, 
die nicht für die Kommission kandidieren. Kandi-
diert ein Mitglied des Wahlvorstandes für die Kom-
mission, so ist für ihn unverzüglich ein neues Mit-
glied zu wählen.

 Dasselbe gilt, wenn ein Mitglied aus sonstigen Grün-
den aus dem Wahlvorstand ausscheidet. 

(2) Der Wahlvorstand wird nach Festlegung des Wahl-
termins gemäß § 1 von den gewählten Vertreter/n/
innen der Mitarbeiter/innen in der Kommission vor 
Ablauf der Amtsperiode gewählt.

 Für den Fall, daß es keine Vertreter/innen der Mitar-
beiter/innen in der Kommission mehr gibt oder diese 
nicht rechtzeitig einen Wahlvorstand wählen, be-
stellt der Generalvikar nach Anhörung des Vorstan-
des der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitar-
beitervertretungen den Wahlvorstand.

(3) Mitglied des Wahlvorstandes kann nur sein, wer im 
kirchlichen Dienst steht oder ein kirchliches Ehren-
amt bekleidet.

(4) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte den/die 
Vorsitzende/n, seine/n Stellvertreter/in und den/die 
Schriftführer/in. Der Wahlvorstand ist beschlussfä-
hig, wenn der/die Vorsitzende oder sein/e Stellver-
treter/in sowie zwei weitere Mitglieder anwesend 
sind.

(5) Die durch die Wahl verursachten notwendigen Sach- 
und Reisekosten trägt das Bistum. Für die Wahlvor-
standsmitglieder steht die Tätigkeit anlässlich der 
Wahrnehmung von Aufgaben nach dieser Wahlord-
nung ihrer dienstlichen Tätigkeit gleich. Ein finanzi-
eller Ausgleich für die erforderliche Freistellung des 
Wahlvorstandsmitgliedes findet für den Anstel-
lungsträger nicht statt.

§ 3 Wählerverzeichnis/Wahlvorbereitung

(1) Der Wahlvorstand überprüft die Wahlberechtigung 
und Wahlvorschlagsberechtigung gemäß § 8 Absät-
ze 1 bis 3 Bistums-KODA-Ordnung und erstellt das 
Verzeichnis der Wahlvorschlagsberechtigten sowie 
das Verzeichnis der Wahlberechtigten. Das Ver-
zeichnis der Wahlvorschlagsberechtigten und das 
Verzeichnis der Wahlberechtigten wird spätestens 
zwei Monate vor dem Wahltermin für die Dauer von 
einer Woche beim Bischöflichen Generalvikariat so-
wie in weiteren Einrichtungen, die der Wahlvor-
stand bestimmt, zur Einsicht ausgelegt. § 9 Abs. 4 
Satz 3, 4 und 5 Bistums-MAVO gilt entsprechend.

(2) Wahlberechtigt ist nur, wer nach Abs. 1 in das Wäh-
lerverzeichnis aufgenommen worden ist. Für die 
Wahlvorschlagsberechtigung gilt dies entsprechend. 
Kann der Wahlvorstand die Zugehörigkeit zu einer 
Gruppe nicht klären (§ 6 Abs. 1 KODA-Ordnung), 
holt er die Entscheidung des Generalvikars ein.

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist versendet der 
Wahlvorstand an alle wahlvorschlagsberechtigten 
Mitarbeiter/innen Formulare für die Wahlvorschlä-
ge. Die Mitarbeiter/innen können weitere Formulare 
bei dem Wahlvorstand anfordern. Der Wahlvor-
stand bestimmt die Frist, bis zu der die Wahlvor-
schläge zugegangen sein müssen. Gleichzeitig unter-
richtet er die wahlvorschlagsberechtigten 
Mitarbeiter/innen über die Möglichkeit, Wahlvor-
schläge zu machen und weist auf die Frist für die 
Zusendung der Wahlvorschläge hin.

§ 4 Wahlvorschläge

(1) Jede/r wahlvorschlagsberechtigte/r Mitarbeiter/in 
kann für die Gruppe, der er/sie angehört, Wahlvor-
schläge mit einem oder mehreren Namen machen. 
Der Wahlvorschlag muss den oder die Namen des/
der Kandidat/en/in, die ausgeübte Tätigkeit, die 
Gruppenzugehörigkeit, die beschäftigende Einrich-
tung und den/die Anstellungsträger/in enthalten. 
Der Wahlvorschlag muss die Erklärung des/der 
Kandidat/en/in enthalten, daß er/sie die Vorausset-
zungen für das passive Wahlrecht gemäß § 8 MAVO 
erfüllt und seiner/ihrer Benennung zustimmt. Die 
Wahlvorschläge müssen von dem/der vorschlagen-
den Mitarbeiter/in und wenigstens drei weiteren 
wahlvorschlagsberechtigten Mitarbeitern/innen un-
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terzeichnet und dem Wahlvorstand innerhalb der 
gesetzten Frist zugegangen sein.

(2) Sind nicht genügend Kandidat/en/innen vorgeschla-
gen, so kann der Wahlvorstand eine Verlängerung 
der Frist, ggf. auch nur für Wahlvorschläge inner-
halb einer Gruppe, verfügen.

(3) Liegen für eine Gruppe gültige Wahlvorschläge in 
erforderlicher Anzahl trotz Verlängerung der Vor-
schlagsfrist nicht vor, so werden nicht durch einen 
Kandidatenvorschlag belegte Sitze im Sinne von § 
4 Satz 1 Bistums-KODA-Ordnung durch Losver-
fahren den anderen Gruppen zugeteilt. Die Durch-
führung des Losverfahrens obliegt dem Wahlvor-
stand.

§ 5 Kandidaten und Stimmzettel

(1) Der Wahlvorstand überprüft die eingegangenen 
Wahlvorschläge, stellt fest, ob die gemäß § 4 zur 
Wahl Vorgeschlagenen wählbar sind und ordnet die 
Kandidat/en/innen unter Beachtung von § 6 Abs. 1 
der Bistums-KODA-Ordnung den Gruppen zu. 
Kann der Wahlvorstand die Gruppenzugehörigkeit 
oder die Wählbarkeitsvoraussetzungen nicht klä-
ren, holt er die Entscheidung des Generalvikars 
ein.

(2) Zur Bestimmung der jeweiligen Anzahl der Grup-
penvertreter nach § 6 Abs. 1 Bistums-KODA-Ord-
nung wird die Zahl der Wahlberechtigten zueinan-
der in Verhältnis gesetzt, wobei jede Gruppe 
wenigstens einen Vertreter erhält.

(3) Der Wahlvorstand erstellt die Stimmzettel. Auf den 
Stimmzetteln müssen für jede/n Kandidat/en/in der 
Name, die ausgeübte Tätigkeit, die beschäftigende 
Einrichtung und der Anstellungsträger angegeben 
sein. Die Reihenfolge der Kandidaten auf dem 
Stimmzettel richtet sich zunächst nach der Reihen-
folge der Wählergruppen gemäß § 6 Abs. 1 Bis-
tums-KODA-Ordnung und innerhalb der Gruppe 
nach dem Alphabet.

§ 6 Wahlvorbereitungsversammlungen

(1) Der Wahlvorstand lädt die Wahlberechtigten ver-
teilt nach Dekanaten zu vier Wahlvorbereitungs-
versammlungen ein. Die Einladungsfrist zu jeder 
Versammlung beträgt zwei Wochen. 

 Er beauftragt mindestens ein Mitglied mit der Lei-
tung und Durchführung der jeweiligen Versamm-
lung. Die Wahlversammlung kann beschließen, 
daß die Sitzung nicht öffentlich ist.

(2) Wahlvorbereitungsversammlungen sollen spätes-
tens vier Wochen vor dem Wahltermin stattfinden.

§ 7 Vorstellung der Kandidaten

Jede/r nach § 5 Abs. 1 dieser Wahlordnung zur Wahl 
zugelassene Kandidat/in hat das Recht, sich in den 
Wahlvorbereitungsversammlungen vorzustellen oder 
sich den Wahlberechtigten vor der Wahl in sonstiger ge-
eigneter Weise bekannt zu machen. 

§ 8 Wahlablauf

(1) Die Wahl erfolgt als Briefwahl unmittelbar und ge-
heim mittels Stimmzettel. Dieser wird mit den in 
Abs. 4 genannten weiteren Unterlagen dem/der 
Wahlberechtigten spätestens zwei Wochen vor der 
Wahl zugestellt. 

(2) Die Wahlberechtigten üben ihr Stimmrecht dadurch 
aus, daß sie auf dem Stimmzettel für jede Gruppe so 
viele Kandidaten ankreuzen, wie Vertreter aus der 
jeweiligen Gruppe gewählt werden können.

(3) Sind auf einem Stimmzettel mehr als die nach Abs. 
2 zulässige Anzahl von Kandidaten angekreuzt, so 
ist die Stimmabgabe für die betreffende Gruppe un-
gültig. Stimmenhäufung auf einen Kandidaten ist 
unzulässig.

(4) Der ausgefüllte Stimmzettel ist in den vorgesehenen 
Wahlumschlag einzuschließen und in einem weite-
ren verschlossenen Umschlag mit der Aufschrift 
„Briefwahl“ und der Angabe des Absenders dem 
Wahlvorstand zuzuleiten. In diesen äußeren Brief-
umschlag ist auch eine unterschriebene Erklärung 
einzulegen, mit der der Wahlberechtigte bestätigt, 
daß der Stimmzettel eigenhändig ausgefüllt worden 
ist. Den zugeleiteten Briefumschlag mit dem vorge-
nannten Inhalt (Wahlumschlag mit Stimmzettel und 
Erklärung) hat der Wahlvorstand bis zum Wahltag 
ungeöffnet aufzubewahren, am Wahltag die Stim-
mabgabe in der Liste der wahlberechtigten Mitar-
beiter/innen zu vermerken, den Briefumschlag zu 
öffnen und den für die Wahl bestimmten Wahlum-
schlag in die Wahlurne zu werfen. Die Briefwahl ist 
nur bis zu dem vom Wahlvorstand festgelegten Ende 
des Wahlvorgangs am Wahltag möglich.

§ 9 Wahlergebnis

(1) In jeder Gruppe sind so viele Kandidat/en/innen, 
wie der Gruppe Mitarbeitervertreter/innen zuste-
hen, in der Reihenfolge der von ihnen erreichten 
gültigen Stimmen gewählt. Die übrigen Kandidaten 
der jeweiligen Gruppe sind Nachrücker im Sinne 
von § 12 dieser Wahlordnung.

(2) Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Der Wahlvorstand zählt im Anschluss an den Wahl-
vorgang die Stimmen aus und stellt das Ergebnis 
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fest. Anschließend teilt er es dem Generalvikar mit 
der Bitte um Veröffentlichung im nächsten Kirchli-
chen Amtsblatt mit. Eine weitere Bekanntgabe in 
sonst geeigneter Weise ist außerdem unter Hinweis 
auf die Amtsblattveröffentlichung möglich. 

§ 10 Wahlanfechtung

(1) Die Wahl kann nur innerhalb von 14 Tagen nach 
Veröffentlichung des Wahlergebnisses von eine/m/r 
Wahlberechtigten unter Angabe der Gründe bei dem 
Wahlvorstand schriftlich angefochten werden, wenn 
gegen wesentliche Wahlvorschriften der Bistums-KO-
DA-Ordnung oder dieser Wahlordnung verstoßen 
worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist. 

 Eine Wiederholung der Wahl bleibt außer Betracht, 
wenn durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht 
verändert oder beeinflusst werden konnte. Der 
Wahlvorstand entscheidet endgültig, ob die Anfech-
tung als unzulässig oder unbegründet zurückzuwei-
sen oder ob die Wahl zu wiederholen ist.

(2) Unzulässige oder unbegründete Anfechtungen 
weist der Wahlvorstand zurück. Stellt er fest, daß 
die Anfechtung begründet ist, weil durch den Ver-
stoß das Wahlergebnis verändert oder so fehlerhaft 
ist, daß die rechtlich einwandfreie Tätigkeit der 
Kommission nicht gewährleistet werden kann, so 
erklärt er die Wahl für ungültig; in diesem Fall ist 
die Wahl unverzüglich zu wiederholen. Im Falle ei-
ner sonstigen begründeten Wahlanfechtung berich-
tigt er den durch den Verstoß verursachten Fehler.

(3) Der/Die Vorsitzende des Wahlvorstandes hat für die 
Aufbewahrung der Wahlunterlagen zu sorgen. Die 
Stimmzettel werden zunächst in versiegelten Um-
schlägen verwahrt und nach Konstituierung der Bis-
tums-KODA vernichtet. Die übrigen Wahlunterlagen 
werden nach der nächsten KODA-Wahl vernichtet.

§ 11 Konstituierende Sitzung

Der Generalvikar und der/die Vorsitzende des Wahl-
vorstandes laden innerhalb von drei Wochen nach Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses im Kirchlichen Amts-
blatt die gewählten Vertreter/innen der Mitarbeiter/
innen, die/den nach § 9 der Bistums-KODA-Ordnung 
entsandte Vertreterin/Vertreter der Gewerkschaft und 
die Vertreter/innen der Dienstgeber zur konstituieren-
den Sitzung der Kommission ein und stellen in der Ein-
ladung fest, wer die Sitzung gemäß § 7 Abs. 1 Satz 6 
der Bistums-KODA-Ordnung leitet.

§ 12 Ausscheiden von Mitarbeitervertreter/n/innen

(1) Scheidet ein gewähltes Mitglied der Mitarbeiterseite 
aus der Bistums-KODA aus, rückt der/die Kandidat/

in nach, der/die in derselben Gruppe die nächsthö-
here Stimmenzahl erreicht hat.

(2) Steht kein/e Kandidat/in in dieser Gruppe mehr zur 
Verfügung, so rückt derjenige/diejenige Kandidat/in 
aus einer anderen Gruppe nach, der/die als Nachrü-
cker/in die höchste Stimmenzahl erreicht hat. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Die nach Abs. 1 und 2 notwendigen Feststellungen 
trifft der/die Vorsitzende der Kommission nach Ein-
holung einer Stellungnahme des stellv. Vorsitzen-
den.

(4) Steht kein/e Ersatzkandidat/in als Nachrücker 
mehr zur Verfügung und wird beim Ausscheiden 
eines Mitglieds die Zahl der zu wählenden Vertre-
ter der Mitarbeiterseite nach § 4 Bistums-KO-
DA-Ordnung nicht mehr erreicht, ist zur Bestim-
mung der fehlenden zu wählenden 
Mitarbeitervertreter ein vereinfachtes Nachwahl-
verfahren durch die Mitgliederversammlung der 
Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiter-
vertretungen durchzuführen. 

(5) Für das vereinfachte Nachwahlverfahren gemäß 
vorstehendem Absatz 4 gilt folgendes:

a) Mit der Einladung zur Mitgliederversammlung 
sind die Versammlungsmitglieder vom einla-
denden Vorstand zur Abgabe von Kandidaten-
vorschlägen aufzufordern. Die Durchführung 
der Wahl in der Mitgliederversammlung obliegt 
einem mit 3 Personen besetzten Wahlvorstand, 
der aus der Mitgliederversammlung gewählt 
wird. 

b) Jedes Versammlungsmitglied kann einen Wahl-
vorschlag einreichen, in welchem die oder der 
Vorgeschlagene ihr/sein Einverständnis schrift-
lich hierzu erklärt. Der/Die Vorgeschlagene 
muss die Wählbarkeitsvoraussetzungen gemäß 
KODA-Ordnung erfüllen. Das Erfordernis der 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe des kirchlichen 
Dienstes im Sinne von § 6 Abs. 1 Bistums-KO-
DA-Ordnung entfällt.

c) Die Wahl findet im Rahmen  der ordentlichen 
Mitgliederversammlung gemäß § 25 Abs. 1 
MAVO statt. Im Eilfall kann die Mitgliederver-
sammlung auch als außerordentliche Versamm-
lung gemäß § 4 Satz 4 der Geschäftsordnung 
für die Diözesane Arbeitsgemeinschaft der Mit-
arbeitervertretungen erfolgen. Die Wahlhand-
lung obliegt dem Wahlvorstand. Jede/r Stimm-
berechtigte hat so viele Stimmen wie Mitglieder 
zu wählen sind. Gewählt sind die Kandidaten 
mit den meisten Stimmen; bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los. Im Übrigen gelten die 
entsprechenden Vorschriften dieser Wahlord-
nung.“
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§ 13 Ausführungsbestimmungen

Der Generalvikar kann weitere Ausführungsbestimmun-
gen für die Wahl der Dienstnehmervertreter erlassen.

§ 14 Inkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt am 01. Dezember 2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Wahlordnung vom 1. Januar 2002 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Fulda 2002, Nr. 
54) in der Fassung vom 15.10.2008 (Kirchliches Amts-
blatt für die Diözese Fulda 2008, Nr. 163) außer Kraft. 

Fulda, 11. November 2015

Bischof von Fulda

Nr. 157 Entsendeordnung für die Vertreterinnen/die 
Vertreter der Gewerkschaften in der Kom-
mission zur Ordnung des Diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts im Bistums Fulda (Ent-
sendeordnung)

§ 1 Gegenstand

Diese Entsendeordnung regelt gemäß § 9 Absatz 8 der Bis-
tums-KODA-Ordnung die Entsendung einer/eines Vertre-
terin/Vertreters der Gewerkschaften auf der Mitarbeiter-
seite in die Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts im Bistums Fulda (Bistums-KODA).

§ 2 Vorbereitung

(1)  Spätestens neun Monate vor dem Ende der Amtszeit 
der Bistums-KODA veröffentlicht die Vorsitzende/
der Vorsitzende der Kommission im Kirchlichen 
Amtsblatt der Diözese Fulda die Bekanntmachung 
über die Bildung einer neuen Bistums-KODA und 
fordert gleichzeitig in dieser Veröffentlichung die ta-
riffähigen Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaf-
ten) binnen zwei Monate nach Bekanntmachung 
(Anzeigefrist) auf, sich an der Entsendung von Ver-
treterinnen/Vertretern in die Bistums-KODA zu be-
teiligen. Zusätzlich soll eine Pressemitteilung über 
diesen Aufruf erscheinen. Hierbei ist mitzuteilen, 
dass für die Gewerkschaften mindestens ein Sitz ge-
mäß § 9 Absatz 1 der Bistums-KODA-Ordnung auf 
der Mitarbeiterseite vorgesehen ist.

(2) Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von 
Vertreterinnen/Vertretern in die Bistums-KODA be-
teiligen wollen, müssen dies gegenüber der Vorsit-

zenden/dem Vorsitzenden der Kommission inner-
halb der Anzeigefrist schriftlich mitteilen. Die 
Anzeige kann nur bis zum Ablauf dieser Anzeige-
frist abgegeben werden. Anzeigen, die nach dieser 
Frist eingereicht werden, können nicht mehr berück-
sichtigt werden (Ausschlussfrist).

(3) Berechtigt zur Entsendung von Vertreterinnen/Ver-
tretern sind nur Gewerkschaften, die nach ihrer Sat-
zung für den Zuständigkeitsbereich der Bistums-KO-
DA örtlich und fachlich zuständig sind und in denen 
jeweils mindestens 0,5 % der zur Kommission wahl-
berechtigten Beschäftigten organisiert sind. Mit der 
Anzeige ist die Mitgliederzahl gemäß § 9 Abs. 3 
Satz 6 der Bistums-KODA-Ordnung glaubhaft  zu 
machen.  

 Erfüllt eine Gewerkschaft diese Voraussetzungen 
nicht, wird sie hierüber durch die Vorsitzende/den 
Vorsitzenden der Bistums-KODA schriftlich in 
Kenntnis gesetzt. Gegen die Entscheidung der Vor-
sitzenden/des Vorsitzenden ist Klage beim kirchli-
chen Arbeitsgericht innerhalb einer Ausschlussfrist 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entschei-
dung zulässig. Die Frist beginnt zu laufen, wenn die 
Gewerkschaft über den Rechtsbehelf, das Gericht, 
bei dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz 
und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt wor-
den ist.

§ 3 Durchführung der Entsendung

(1)  Nach Ablauf der Anzeigefrist lädt die Vorsitzende/
der Vorsitzende der Kommission die mitwirkungs-
berechtigten und mitwirkungswilligen Gewerk-
schaften zu einer Sitzung ein, in der sie sich über die 
Benennungsberechtigung für den zu entsendenden 
Vertreter einigen sollen. Die Sitzung wird von der 
Vorsitzenden/dem Vorsitzenden der Kommission 
geleitet und das Ergebnis in einem Protokoll festge-
halten.

(2) Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreterinnen/
Vertreter für die Bistums-KODA, fällt der Sitz an 
diese Gewerkschaft. Benennen mehrere Gewerk-
schaften Vertreterinnen/Vertreter, einigen sich die-
se Gewerkschaften untereinander über die Entsen-
dung der/des Vertreterin/Vertreters für den den 
Gewerkschaften vorbehaltenen Sitz. Sie können sich 
dabei an ihrer Organisationsstärke orientieren.

(3) Kommt eine Einigung zwischen den Gewerkschaf-
ten nicht innerhalb einer Frist von vier Wochen seit 
dem Tag, zu dem gemäß Absatz 1 zur Sitzung einge-
laden wurde, zustande, gelten die Einigungsgesprä-
che als gescheitert. In diesem Fall entscheidet die/
der dienstnehmerseitige Vorsitzende des Vermitt-
lungsausschusses darüber, welche Gewerkschaft 
die/den Vertreter/in für den Gewerkschaften vorbe-
haltenen Sitz erhält. Für die Entscheidung des 
dienstnehmerseitigen Vorsitzenden des Vermitt-
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lungsausschusses, wie auch für den Rechtsbehelf 
zum Kirchlichen Arbeitsgericht, gelten die Bestim-
mungen des § 9 Abs. 3 Sätze 2 bis 6 der Bistums-KO-
DA-Ordnung entsprechend.

(4)  Die namentliche Benennung des/der Vertreters/Ver-
treterin der Gewerkschaften erfolgt spätestens drei 
Monate vor dem Ende der Amtszeit der laufenden 
Periode. Als Gewerkschaftsvertreterin/Gewerk-
schaftsvertreter können nur Personen benannt wer-
den, die die Gewähr dafür bieten, dass sie das ver-
fassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche 
zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes 
achten und die Eigenart des kirchlichen Dienstes re-
spektieren. 

§ 4 Ergebnis der Entsendung

Das Ergebnis der Entsendung teilt die Vorsitzende/der 
Vorsitzende der Kommission der Geschäftsführung der 
Bistums-KODA zur Verkündung im Amtsblatt mit.

§ 5 Ausscheiden/Abberufung

Scheidet eine entsandte Vertreterin/ein entsandter 
Vertreter aus der Bistums-KODA aus oder wird sie/er 
abberufen, entsendet die betroffene Gewerkschaft un-
verzüglich eine neue Vertreterin/einen neuen Vertre-
ter.

§ 6 Kosten

Die durch die Entsendung entstehenden Kosten tragen 
die Gewerkschaften.

§ 7 Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt zum 1. Dezember 2015 in Kraft mit 
der Maßgabe, dass die Regelungen erstmals für die auf 
die nächste neu beginnende Amtsperiode der Kommis-
sion Anwendung finden.

Fulda, 11. November 2015

Bischof von Fulda

Nr. 158 Bekanntmachung über die Bildung einer 
neuen KODA mit Beteiligungsmöglichkeit 
der Gewerkschaften

Im September 2016 wird nach Ablauf der laufenden 
Amtszeit der Bistums-Koda Fulda eine neue Bis-

tums-KODA gebildet werden. Hierbei haben die tariffä-
higen Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaften) erst-
mals die Möglichkeit, eigene Vertreterinnen und 
Vertreter für die Mitarbeiterseite in die Bistums-KODA 
zu entsenden.

Berechtigt zur Entsendung von Vertreterinnen und Ver-
tretern sind Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für 
Regelungsbereiche der Bistums-KODA Fulda räumlich 
und fachlich zuständig sind. 

Den betreffenden Gewerkschaften wird hiermit Gele-
genheit gegeben, sich binnen einer Anzeigefrist von 
zwei Monaten nach Bekanntmachung  an der Entsen-
dung von Vertreterinnen und Vertretern in die Bis-
tums-KODA zu beteiligen. Die Anzahl der Vertreter, 
die von den Gewerkschaften entsandt werden, richtet 
sich grundsätzlich nach dem zahlenmäßigen Verhältnis 
der im Zeitpunkt der Entsendung in den Gewerkschaf-
ten zusammengeschlossenen kirchlichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern im Zuständigkeitsbereich der 
Kommission (Organisationsstärke). Ungeachtet der je-
weiligen Organisationsstärke ist laut KODA-Ordnung 
ein Sitz für die Gewerkschaften vorbehalten. An der 
Vergabe dieses Sitzes werden nur die Gewerkschaften 
beteiligt, in denen jeweils mindestens 0, 5 % der wahl-
berechtigten Beschäftigten im Zuständigkeitsbereich 
dieser Kommission organisiert sind.

Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von Ver-
treterinnen und Vertretern in die Bistums-KODA Fulda 
beteiligen wollen, müssen dies gegenüber der Vorsitzen-
den der Bistums-KODA, Frau Dagmar Heil, Adresse: 
Geschäftsstelle der Bistums-KODA, Paulustor 5, 36037 
Fulda, innerhalb der o. g. Anzeigefrist, also bis spätes-
tens 15. Februar 2016 schriftlich mitteilen. Die Anzeige 
kann nur bis zum Ablauf dieser Anzeigefrist abgegeben 
werden. Anzeigen, die nach dieser Frist eingereicht 
werden, können nicht mehr berücksichtigt werden 
(Ausschlussfrist).

            gez. Dagmar Heil
Vorsitzende der Bistums-KODA Fulda
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Nr. 159 Inkraftsetzung der von der 15. Delegierten-
versammlung des Deutschen Caritasverban-
des am 14.10.2015 beschlossenen Neufas-
sung der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission mit neuer Wahlordnung der 
Mitarbeiterseite, Entsendeordnung und neu-
er Wahlordnung der Dienstgeberseite 

Artikel I
Neufassung der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 

Kommission des Deutschen Caritasverbandes e. V. 

Die Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes wird mit Wirkung zum 01. 
Januar 2016 wie folgt neu gefasst:

§ 1 Stellung und Aufgabe
(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist auf der Grund-
lage des Artikels 7 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
(Grundordnung) die von den deutschen Bischöfen für 
die Einrichtungen im Bereich des Deutschen Caritas-
verbandes anerkannte Kommission zur Ordnung des 
kircheneigenen Arbeitsvertragsrechts.

(2) 1Diese Ordnung gilt für kirchliche Rechtsträger un-
beschadet ihrer Rechtsform, die die Grundordnung in 
ihrer jeweils geltenden Fassung für ihren Bereich rechts-
verbindlich in ihr Statut übernommen und sich dafür 
entschieden haben, die Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbandes (AVR) anzuwenden. 2So-
fern ein Rechtsträger in der Rechtsform einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts über kein solches Statut 
verfügt, ist eine notarielle Erklärung der Grundord-
nungsübernahme und anschließende Veröffentlichung 
dieser Erklärung ausreichend.

(3) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission ist eine ständige 
Kommission besonderer Art der Delegiertenversamm-
lung des Deutschen Caritasverbandes (vgl. § 9 Abs. 3 
seiner Satzung). 2Entscheidungen der Arbeitsrechtli-
chen Kommission bedürfen nicht der Zustimmung der 
Delegiertenversammlung.

(4) 1Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die 
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Ab-
schluss und Beendigung von Dienstverhältnissen mit 
kirchlichen Rechtsträgern im Bereich des Deutschen 
Caritasverbandes. 2Die durch die Kommission nach 
Maßgabe dieser Ordnung beschlossenen und vom Diö-
zesanbischof in Kraft gesetzten arbeitsrechtlichen Re-
gelungen gelten unmittelbar und zwingend. 3Beschlüsse 
der Zentral-KODA im Rahmen ihrer Beschlusskompe-
tenz gemäß § 3 Abs. 1 Zentral-KODA-Ordnung gehen 
mit ihrer Inkraftsetzung in allen Diözesen den Be-
schlüssen der Arbeitsrechtlichen Kommission vor. 
4Empfehlungen der Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 3 
Zentral-KODA-Ordnung soll die Arbeitsrechtliche 
Kommission berücksichtigen. 5Regelungsbefugnisse in 
anderen diözesanen Ordnungen bleiben unberührt.

(5) 1Beantragt ein kirchlicher Rechtsträger den Wechsel 
in den Zuständigkeitsbereich der Arbeitsrechtlichen 
Kommission, entscheidet der jeweilige Diözesanbischof 
nach Zustimmung beider Seiten jeweils der abgebenden 
Kommission und der aufnehmenden Arbeitsrechtlichen 
Kommission. 2Beantragt ein kirchlicher Rechtsträger 
den Wechsel aus dem Zuständigkeitsbereich der Ar-
beitsrechtlichen Kommission, entscheidet der jeweilige 
Diözesanbischof nach Zustimmung beider Seiten jeweils 
der abgebenden Arbeitsrechtlichen Kommission und der 
aufnehmenden Kommission. 3Anträge nach den Sätzen 
1 und 2 bedürfen der schriftlichen Begründung. 4Die 
Entscheidungen sind den Kommissionen mitzuteilen.

(6) 1Der Diözesanbischof kann für mehrere kirchliche 
Rechtsträger eine eigene Ordnung erlassen. 2Die Ent-
scheidung über den Erlass einer solchen Ordnung er-
folgt im Benehmen mit beiden Seiten der Arbeitsrecht-
lichen Kommission. 3Die Entscheidung ist der 
Kommission mitzuteilen.

(7) Die Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on dauert vier Jahre.

§ 2 Zusammensetzung und Konstituierung
(1) 1Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören als 
Mitglieder eine gleiche Anzahl von Personen als Vertre-
ter(innen) von Dienstgebern und Mitarbeiter(inne)n an. 
2Sie besteht aus einer Bundeskommission, sechs Regio-
nalkommissionen und dem/der Vorsitzenden nach § 3 
Abs. 1. 3Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite 
der Arbeitsrechtlichen Kommission wählen jeweils Lei-
tungsausschüsse gemäß § 7.

(2) 1Die Bundeskommission besteht unter Wahrung der 
Parität aus 28 gewählten Vertreter(inne)n der Mitarbei-
ter(innen) und aus weiteren entsandten Vertreter(inne)
n der Gewerkschaften als Mitglieder der Mitarbeitersei-
te sowie aus 28 gewählten Vertreter(inne)n der Dienst-
geber und aus weiteren Vertreter(inne)n der Dienstge-
ber als Mitglieder der Dienstgeberseite. 2Der 
Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite besteht aus sie-
ben Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der 
Leitungsausschuss der Dienstgeberseite aus sieben Ver-
treter(inne)n der Dienstgeber, die jeweils Mitglieder der 
Arbeitsrechtlichen Kommission sind. 

(3) 1Die Regionalkommissionen bestehen unter Wah-
rung der Parität 

- für die Region Nord aus sechs gewählten Ver-
treter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
weiteren entsandten Vertreter(inne)n der Ge-
werkschaften als Mitglieder der Mitarbeitersei-
te sowie aus sechs gewählten oder von den Diö-
zesan-Caritasverbänden bestimmten 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus wei-
teren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mit-
glieder der Dienstgeberseite, 

- für die Region Ost aus zwölf gewählten Vertre-
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus wei-
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teren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften als Mitglieder der Mitarbeiterseite 
sowie aus zwölf gewählten oder von den Diö-
zesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre-
ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder 
der Dienstgeberseite, 

- für die Region Nordrhein-Westfalen aus zehn 
gewählten Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(in-
nen) und aus weiteren entsandten Vertreter(in-
ne)n der Gewerkschaften als Mitglieder der 
Mitarbeiterseite sowie aus zehn gewählten oder 
von den Diözesan-Caritasverbänden bestimm-
ten Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus 
weiteren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als 
Mitglieder der Dienstgeberseite, 

- für die Region Mitte aus zehn gewählten Vertre-
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus wei-
teren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften als Mitglieder der Mitarbeiterseite 
sowie aus zehn gewählten oder von den Diö-
zesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre-
ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder 
der Dienstgeberseite, 

- für die Region Baden-Württemberg aus sechs 
gewählten Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(in-
nen) und aus weiteren entsandten Vertreter(in-
ne)n der Gewerkschaften als Mitglieder der 
Mitarbeiterseite sowie aus sechs gewählten oder 
von den Diözesan-Caritasverbänden bestimm-
ten Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus 
weiteren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als 
Mitglieder der Dienstgeberseite, 

- für die Region Bayern aus 14 gewählten Vertre-
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus wei-
teren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften als Mitglieder der Mitarbeiterseite 
sowie aus 14 gewählten oder von den Diö-
zesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre-
ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder 
der Dienstgeberseite. 

(4) Die neu gewählten Regionalkommissionen konstitu-
ieren sich spätestens zwei Monate und die neu gewählte 
Bundeskommission konstituiert sich spätestens drei 
Monate nach Beginn der Amtsperiode.

§ 3 Leitung und Kommissionsgeschäftsstelle
(1) 1Der/Die Präsident(in) des Deutschen Caritasverban-
des oder in seinem/ihrem Auftrag ein(e) Vizepräsi-
dent(in) führt in der Bundeskommission den Vorsitz und 
repräsentiert die Arbeitsrechtliche Kommission nach 
außen. 2Der/Die Vorsitzende wirkt auf eine sachgerech-
te Beratung und Beschlussfassung hin. 3Er/Sie hat das 
Recht zur Teilnahme an allen Sitzungen der Arbeits-
rechtlichen Kommission. 4Das gilt auch für die gemein-
samen Sitzungen der Leitungsausschüsse (§ 7 Abs. 6).

(2) Der/Die Vorsitzende der Bundeskommission hat 
kein Stimmrecht und ist zur unparteiischen Amtsfüh-
rung verpflichtet.

(3) 1Die Regionalkommissionen wählen jeweils für ihre 
Kommission eine(n) Vorsitzende(n) und eine(n) stell-
vertretende(n) Vorsitzende(n). 2Der/Die Vorsitzende 
und der/die stellvertretende Vorsitzende einer Regio-
nalkommissionen werden zu Beginn der Amtsperiode 
mit der Maßgabe gewählt, dass diese Funktionen ab-
wechselnd von einem/einer Vertreter(in) der Mitarbei-
terseite und der Dienstgeberseite wahrgenommen wer-
den und die Funktionen nach Ablauf der Hälfte der 
Amtsperiode wechseln. 3Können sich die Mitglieder der 
Regionalkommissionen nicht darüber einigen, wer zu-
erst den Vorsitz übernimmt, entscheidet das Los. 4Beide 
Seiten der Regionalkommissionen schlagen für die 
Funktionen des/der Vorsitzende(n) und des/der stell-
vertretende(n) Vorsitzende(n) jeweils ein Mitglied vor. 
5Die Wahlen erfolgen durch die Mehrheit der Gesamt-
heit der Mitglieder der Regionalkommissionen in gehei-
mer Abstimmung; sie werden von der Kommissionsge-
schäftsstelle durchgeführt. 6Aufgabe des/der 
Vorsitzenden ist die Leitung der Sitzungen der Regio-
nalkommissionen mit Unterstützung der stellvertreten-
den Vorsitzenden. 7Bei der konstituierenden Sitzung 
und bis zur Wahl des/der Vorsitzenden leitet das nach 
Lebensjahren älteste Mitglied die Sitzung. 8Scheidet 
der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vor-
sitzende vorzeitig aus dem Amt aus, findet für den Rest 
der Amtsperiode eine Nachwahl statt.

(4) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission hat eine Ge-
schäftsstelle (Kommissionsgeschäftsstelle); diese kann 
Regionalstellen einrichten. 2Sie wird von dem/der Ge-
schäftsführer(in) der Arbeitsrechtlichen Kommission 
geleitet, den/die der/die Präsident(in) bestimmt. 3Die 
Kommissionsgeschäftsstelle übernimmt die laufenden 
Geschäfte der Bundeskommission und der Regional-
kommissionen im Einvernehmen mit den jeweiligen 
Vorsitzenden. 4Das Nähere regelt eine Geschäftsord-
nung, die der/die Präsident(in) im Einvernehmen mit 
den Leitungsausschüssen der Mitarbeiterseite und der 
Dienstgeberseite erlässt.

(5) 1Das für Personalfragen zuständige Mitglied des Vor-
stands des Deutschen Caritasverbandes hat ein Recht 
zur Teilnahme an den Sitzungen der Bundeskommissi-
on. 2Der Wunsch der Teilnahme ist vorher anzuzeigen.

§ 4 Gewählte Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) 
– Mitarbeiterseite

(1) 1Für die Mitarbeiterseite in den jeweiligen Regional-
kommissionen werden in jedem in dem Gebiet der je-
weiligen Regionalkommission liegenden (Erz-)Bistum 
sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils zwei Mit-
glieder, in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rotten-
burg-Stuttgart jeweils drei Mitglieder, für einen Zeit-
raum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 
2Wiederwahl ist möglich.
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(2) 1Für die Mitarbeiterseite in der Bundeskommission 
wird in jedem (Erz-)Bistum sowie im Offizialatsbezirk Ol-
denburg jeweils ein Mitglied für einen Zeitraum von vier 
Jahren (Amtsperiode) gewählt. 2Wiederwahl ist möglich. 
3Das Mitglied der Bundeskommission ist zugleich eines 
der Mitglieder einer Regionalkommission nach Absatz 1.

(3) 1Wählbar als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
nach den Absätzen 1 und 2 ist derjenige/diejenige, des-
sen/deren Dienstverhältnis sich nach den Richtlinien 
für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen 
Caritasverbandes regelt und der/die nach der Mitarbei-
tervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums 
das passive Wahlrecht besitzt. 2Nicht wählbar ist, wer 
Mitglied des Vorbereitungsausschusses gemäß § 2 oder 
eines Wahlvorstandes gemäß § 3 der Wahlordnung für 
die Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Ar-
beitsrechtlichen Kommission ist.

(4) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertre-
ter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrechtli-
chen Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung ist.

§ 5 Entsandte Vertreter(innen) der Gewerkschaften – 
Mitarbeiterseite

(1) Die Mitwirkung von tariffähigen Arbeitnehmerko-
alitionen (Gewerkschaften) auf der Mitarbeiterseite 
der Arbeitsrechtlichen Kommissionen ist gewährleis-
tet.

(2) Berechtigt zur Entsendung von Vertreter(inne)n 
sind Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für Rege-
lungsbereiche oder Teile der Regelungsbereiche der 
Bundes- oder jeweiligen Regionalkommissionen örtlich 
und sachlich zuständig sind. 

(3) 1Mitwirkungsberechtigte Gewerkschaften können 
Vertreter(innen) in die Arbeitsrechtliche Kommission 
entsenden. 2Die Anzahl der Vertreter(innen), die von 
diesen Gewerkschaften entsandt werden, richtet sich 
nach dem zahlenmäßigen Verhältnis der im Zeitpunkt 
der Entsendung in den Gewerkschaften zusammenge-
schlossenen kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern im örtlichen und sachlichen Zuständigkeitsbereich 
der Bundes- oder jeweiligen Regionalkommissionen 
(Organisationsstärke). 

(4) 1Ungeachtet der jeweiligen Organisationsstärke wird 
gewährleistet, dass bei der Bundes- oder den jeweiligen 
Regionalkommissionen mit bis zu zehn Mitgliedern der 
Mitarbeiter(innen) mindestens ein Sitz, mit bis zu 20 
Mitgliedern der Mitarbeiter(innen) mindestens zwei Sit-
ze und mit bis zu 30 Mitglieder der Mitarbeiter(innen) 
mindestens drei Sitze für Vertreter(innen) der Gewerk-
schaften vorbehalten werden. 2Weist eine Gewerkschaft 
spätestens sieben Monate vor Beginn einer Amtsperiode 
eine höhere Organisationsstärke als zehn Prozent der 
Mitarbeiter(innen) im Geltungsbereich der Bundes- oder 
der jeweiligen Regionalkommissionen nach, erhöht sich 
die Zahl der Sitze für diese Amtsperiode entsprechend. 

(5) Mitwirkungsberechtigte Gewerkschaften können da-
her derzeit nach § 2 Abs. 2 in die Bundeskommission bis 
zu drei Vertreter(innen) und nach § 2 Abs. 3 in die Regi-
onalkommission Nord bis zu einem/einer Vertreter(in), 
in die Regionalkommission Ost bis zu zwei Vertreter(in-
nen), in die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen 
bis zu einem/einer Vertreter(in), in die Regionalkom-
mission Mitte bis zu einem/einer Vertreter(in), in die 
Regionalkommission Baden-Württemberg bis zu einem/
einer Vertreter(in) und in die Regionalkommission Bay-
ern bis zwei Vertreter(innen) entsenden. 

(6) Eine Entsendung von Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften entfällt, wenn die Mitgliedschaft in der Ar-
beitsrechtlichen Kommission von keiner Gewerkschaft 
beansprucht wird.

(7) Die Entsendung von Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften erfolgt für eine Amtsperiode gemäß § 1 Abs. 7 
vor deren Beginn.

(8) Das Nähere regelt die Entsendeordnung für die Ver-
treter(innen) der Gewerkschaften in der Arbeitsrechtli-
chen Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung ist. 

§ 6 Gewählte und bestimmte Vertreter(innen) der 
Dienstgeber – Dienstgeberseite

(1) 1Für die Dienstgeberseite in den jeweiligen Regio-
nalkommissionen wird von den Vertreter(inne)n der 
Rechtsträger in jedem in dem Gebiet der jeweiligen Re-
gionalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie im Of-
fizialatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied, in den 
(Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart je-
weils zwei Mitglieder, für einen Zeitraum von vier Jah-
ren (Amtsperiode) gewählt. 2Wiederwahl ist möglich.

(2) 1Jeder Diözesan-Caritasverband sowie der Lan-
des-Caritasverband für Oldenburg bestimmt zusätzlich 
jeweils ein weiteres Mitglied der Dienstgeberseite in die 
entsprechende Regionalkommission für eine Amtsperi-
ode gemäß § 1 Abs. 7 vor deren Beginn. 2Das so be-
stimmte Mitglied koordiniert in Abstimmung mit dem/
der nach Absatz 1 gewählten Vertreter(in) die Interes-
sen der Dienstgeber im Gebiet des jeweiligen Diö-
zesan-Caritasverbandes beziehungsweise des Lan-
des-Caritasverbandes für Oldenburg. 

(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bundes-
kommission werden durch die gewählten und bestimm-
ten Mitglieder der Dienstgeberseite aller Regionalkom-
missionen in einer gemeinsamen Wahlversammlung für 
einen Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 
2Von den 28 Mitgliedern der Bundeskommission müs-
sen mindestens 14 Vertreter(innen) Mitglied einer Regi-
onalkommission sein. 3Jede Regionalkommission muss 
mit mindestens zwei Mitgliedern vertreten sein. 4Wie-
derwahl ist möglich.

(4) 1Wählbar beziehungsweise bestimmbar als Vertre-
ter(in) der Dienstgeber ist derjenige/diejenige, der/die 
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Mitglied eines Organs eines kirchlich-caritativen 
Rechtsträgers ist, das zur gesetzlichen Vertretung beru-
fen ist, oder der/die leitende(r) Mitarbeiter(in) eines 
kirchlichen Rechtsträgers im Bereich des Deutschen Cari-
tasverbandes nach der Mitarbeitervertretungsordnung 
des jeweiligen (Erz-)Bistums ist. 2Als Vertreter(in) der 
Dienstgeber können nur Personen gewählt bzw. bestimmt 
werden, die bei Anstellungsträgern im Geltungsbereich 
der Grundordnung tätig sind. 3Nicht wählbar beziehungs-
weise bestimmbar ist, wer Mitglied des Vorbereitungsaus-
schusses nach § 2 oder eines Wahlvorstandes nach § 3 der 
Wahlordnung für die Vertreter(innen) der Dienstgeber in 
der Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(5) 1Zur Wahrung der Parität werden für die nach § 5 
entsandten Vertreter(innen) der Gewerkschaften in der 
Bundes- und in den Regionalkommissionen weitere Mit-
glieder der Dienstgeberseite in gleicher Zahl in die ent-
sprechenden Bundes- oder Regionalkommissionen ge-
wählt. 
2Diese weiteren Mitglieder der Dienstgeberseite müssen 
Mitglied eines Organs eines kirchlichen Rechtsträgers 
oder leitende Mitarbeiter(innen) nach der Mitarbeiter-
vertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums, dem 
Betriebsverfassungsgesetz oder den Personalvertre-
tungsgesetzen des Bundes- oder der Länder sein sowie 
die Voraussetzungen des § 6 Abs. 4 Satz 3 AK-Ordnung 
erfüllen.

(6) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertre-
ter(innen) der Dienstgeber in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung ist.

§ 7 Leitungsausschüsse
(1) Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite besteht 
aus sieben Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen), der 
Leitungsausschuss der Dienstgeberseite aus sieben Ver-
treter(inne)n der Dienstgeber. 

(2) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission wählen für die jeweilige Amts-
periode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) als Lei-
tungsausschuss der Mitarbeiterseite. 2Mindestens vier 
Mitglieder des Leitungsausschusses müssen Mitglieder 
der Bundeskommission sein. 

(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission wählen für die jeweilige Amts-
periode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) als Lei-
tungsausschuss der Dienstgeberseite. 2Mindestens vier 
Mitglieder des Leitungsausschusses müssen Mitglieder 
der Bundeskommission sein. 

(4) 1Die Wahlen zum Leitungsausschuss erfolgen auf 
beiden Seiten anlässlich ihrer jeweils ersten Mitglie-
derversammlung zu Beginn der jeweiligen Amtsperio-
de in geheimer Abstimmung. 2Zunächst werden in ei-
ner ersten Wahl vier Mitglieder aus der 
Bundeskommission gewählt. 3Anschließend werden in 
einer zweiten Wahl aus den Mitgliedern der Mitglie-

derversammlung die übrigen Mitglieder gewählt. 4Ge-
wählt sind jeweils die Kandidat(inn)en mit der jeweils 
höchsten Stimmenzahl. 5Bei Stimmengleichheit findet 
zwischen stimmengleichen Personen eine Stichwahl 
statt. 6Besteht auch danach Stimmengleichheit, ent-
scheidet das Los. 

(5) 1Die Leitungsausschüsse konstituieren sich spätes-
tens zwei Monate nach Beginn der Amtsperiode. 2Bis zu 
den Wahlen führen die Mitglieder des Leitungsaus-
schusses der vorherigen Amtsperiode die laufenden Ge-
schäfte weiter, soweit sie erneut Mitglied der Arbeits-
rechtlichen Kommission sind. 3Sie bereiten insbesondere 
die erste Mitgliederversammlung vor.

(6) 1Die Leitungsausschüsse bereiten gemeinsam die 
Sitzungen der Bundeskommission vor. 2Sie schlagen die 
Tagesordnung vor und erarbeiten Beschlussanträge, die 
zur Entscheidung der Bundeskommission gestellt wer-
den. 3Die Leitungsausschüsse geben sich eine gemeinsa-
me Geschäftsordnung. 4Die Mitglieder des Leitungsaus-
schusses der Mitarbeiter- beziehungsweise der 
Dienstgeberseite, die nicht Mitglieder der Bundeskom-
mission sind, können als Gäste an den Sitzungen der 
Bundeskommission teilnehmen.

(7) 1Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite führt 
die laufenden Geschäfte, leitet die Mitarbeiterseite nach 
innen und vertritt sie nach außen auf der Grundlage der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 2Er organi-
siert insbesondere die Kommunikation auf der Mitar-
beiter-seite der Arbeitsrechtlichen Kommission und ist 
für die Umsetzung des Budgets der Mitarbeiterseite so-
wie für die Fachaufsicht über die hauptamtlichen Mitar-
beiter(innen) der Mitarbeiterseite verantwortlich. 

(8) 1Der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite führt 
die laufenden Geschäfte, leitet die Dienstgeberseite 
nach innen und vertritt sie nach außen auf der Grund-
lage der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 2Er 
organisiert insbesondere die Kommunikation auf der 
Dienstgeberseite der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ist für die Umsetzung des Budgets der Dienstge-
berseite sowie für die Fachaufsicht über die hauptamt-
lichen Mitarbeiter(innen) der Dienstgeberseite verant-
wortlich.

§ 8 Mitgliederversammlungen
(1) 1Auf Bundesebene finden jeweils auf Dienstgeber- 
und auf Mitarbeiterseite Mitgliederversammlungen 
statt. 2Sie setzen sich zusammen aus allen Mitgliedern 
der Bundeskommission und der Regionalkommissionen 
der jeweiligen Seite. 

(2) Aufgaben der Mitgliederversammlungen sind die 
Wahl des Leitungsausschusses der jeweiligen Seite nach 
§ 7, Wahlen der Vertreter(innen) ihrer Seite, soweit die-
se oder eine andere Ordnung die Vertretung der jewei-
ligen Seite vorsehen, sowie der Beschluss von Grund-
sätzen des tarifpolitischen Vorgehens.
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(3) Die Mitgliederversammlungen geben sich jeweils 
eine Geschäftsordnung.

§ 9 Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds in der Arbeits-
rechtlichen Kommission endet vor Ablauf der Amtspe-
riode

- durch Niederlegung des Amtes in schriftlicher 
Form gegenüber dem/der Vorsitzenden der Ar-
beitsrechtlichen Kommission;

- im Falle grober Vernachlässigung oder grober 
Verletzung der Befugnisse und Pflichten als 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission. 

(2) 1Über eine grobe Vernachlässigung oder grobe Ver-
letzung der Befugnisse und Pflichten nach Absatz 1 ent-
scheidet das Kirchliche Arbeitsgericht. 2Voraussetzung 
ist im Hinblick auf ein Mitglied der Bundeskommission 
ein Antrag der Bundeskommission der Arbeitsrechtli-
chen Kommission, im Hinblick auf ein Mitglied einer 
Regionalkommission ein Antrag der jeweiligen Regio-
nalkommission.

(3) Die Mitgliedschaft der gewählten und bestimmten 
Mitglieder in der Arbeitsrechtlichen Kommission endet 
vor Ablauf der Amtsperiode außerdem

- bei einem Wegfall der Voraussetzungen für die 
Wählbarkeit beziehungsweise Bestimmbarkeit 
nach § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 4 und § 6 Abs. 5;

- für gewählte Mitglieder der Mitarbeiterseite 
durch Ausscheiden des Mitglieds aus dem kirch-
lichen Dienst in der (Erz-)Diözese, in der das 
Mitglied gewählt wurde,

- für gewählte beziehungsweise bestimmte Mit-
glieder der Dienstgeberseite in den Regional-
kommissionen durch Ausscheiden des gewähl-
ten beziehungsweise bestimmten Mitglieds aus 
dem kirchlichen Dienst in der (Erz-)Diözese, in 
der das Mitglied gewählt oder für die es be-
stimmt wurde,

- für gewählte Mitglieder der Dienstgeberseite 
der Bundeskommission durch Ausscheiden des 
gewählten Mitglieds aus dem kirchlichen 
Dienst.

(4) Den Wegfall der Voraussetzungen für die Wählbar-
keit nach § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 4 und § 6 Abs. 5 stellt der 
jeweilige Leitungsausschuss für die Mitglieder der je-
weiligen Seite fest. 

(5) Die Mitgliedschaft der entsandten Mitglieder in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission endet vor Ablauf der 
Amtsperiode außerdem in den Fällen, die in der Entsen-
deordnung geregelt sind.

(6) 1Ist ein gewähltes beziehungsweise bestimmtes 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission durch 
Krankheit oder in sonstiger Weise längerfristig an der 
Ausübung des Amtes verhindert, kann der/die Vorsit-
zende der Arbeitsrechtlichen Kommission diese Ver-

hinderung des Mitglieds feststellen. 2Dazu ist nach 
Möglichkeit das Mitglied durch den/die Vorsitzende(n) 
anzuhören. 3Für den Zeitraum der Verhinderung wird 
dann ein Ersatzmitglied bestimmt. 4Dies erfolgt für ge-
wählte Mitglieder der Mitarbeiterseite entsprechend § 
4 Abs. 3 in Verbindung mit § 7 Wahlordnung Mitarbei-
terseite bzw. für die entsandten Mitglieder der Mitar-
beiterseite nach § 6 Entsendeordnung Gewerkschaf-
ten, für Mitglieder der Dienstgeberseite entsprechend 
§ 6 Abs. 4 bzw. § 6 Abs. 5 in Verbindung mit § 9 der 
Wahlordnung Dienstgeberseite. 5Das Ersatzmitglied 
nimmt ab dem Zeitpunkt seiner Bestimmung alle 
Rechte und Pflichten eines Mitglieds der Arbeitsrecht-
lichen Kommission wahr. 6Teilt das Mitglied den Weg-
fall seiner Verhinderung schriftlich mit, stellt der/die 
Vorsitzende das Ende der Verhinderung fest. 7Damit 
endet die Amtszeit des Ersatzmitglieds. 9Scheidet das 
Mitglied endgültig aus, rückt das Ersatzmitglied an sei-
ne Stelle.

(7) Die Mitgliedschaft eines gewählten beziehungsweise 
bestimmten Mitglieds in der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission endet im Falle einer dienstgeberseitigen Kündi-
gung erst, wenn das Arbeitsgericht rechtskräftig die 
Wirksamkeit der Kündigung festgestellt hat.

§ 10 Beratung beider Seiten
(1) 1Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite ha-
ben jeweils eigene Geschäftsstellen. 2Diese sind mit ei-
genen, insbesondere im Tarif- und Arbeitsrecht kundi-
gen Personen besetzt, die nicht Mitglied der Kommission 
sind und die beim Deutschen Caritasverband e. V. in 
einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 3Entscheidun-
gen über diese Dienstverhältnisse erfolgen im Einver-
nehmen mit der jeweiligen Seite. 4In Ausnahmefällen 
können in den jeweiligen Geschäftsstellen auch Perso-
nen auf Honorarbasis tätig werden. 

(2) Die Geschäftsstellen beraten und unterstützen die 
Mitglieder der jeweiligen Seite der Bundeskommission 
und der Regionalkommissionen bei der Beschlussfas-
sung und die jeweiligen Leitungsausschüsse bei deren 
Aufgaben. 

(3) Die Personen können mit Zustimmung der jeweiligen 
Seiten beratend an den Sitzungen der Kommissionen und 
der Ausschüsse sowie den internen Beratungen teilnehmen.

§ 11 Rechtsstellung der Mitglieder, Freistellung und 
Kostenersatz

(1) 1Für die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied 
der Kommission der arbeitsvertraglich vereinbarten Tä-
tigkeit im Rahmen ihres Dienstverhältnisses bezie-
hungsweise der Tätigkeit als Mitglied eines Organs ei-
nes kirchlichen Rechtsträgers im Bereich des Deutschen 
Caritasverbandes gleich. 2Die Tätigkeit nach dieser 
Ordnung ist Dienst im Sinne von beamtenrechtlichen 
Unfallfürsorgebestimmungen. 
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(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind in der Ausübung ihres Amtes zu unterstützen und 
dürfen dabei weder behindert noch aufgrund ihrer Tä-
tigkeit benachteiligt oder begünstigt werden.

(3) 1Für ihre Tätigkeit sind die Mitglieder der Mitarbei-
terseite der Arbeitsrechtlichen Kommission in notwen-
digem Umfang zur ordnungsgemäßen Durchführung 
ihrer Aufgaben ohne Minderung der Bezüge und des 
Erholungsurlaubs von ihren dienstlichen Aufgaben frei-
zustellen. 2Zu den Aufgaben gehört auch die Pflege ei-
ner angemessenen Rückbindung zu denen, die sie reprä-
sentieren. 3Die Freistellung enthält den Anspruch auf 
Reduzierung der dienstlichen Aufgaben und erfolgt bis 
zum Ablauf der jeweiligen Amtsperiode. 4Für die Mit-
glieder der Dienstgeberseite erfolgt grundsätzlich an-
stelle der Freistellungen jeweils ein pauschalierter Kos-
tenersatz an den jeweiligen Anstellungsträger. 5Über 
die Höhe der Pauschale entscheidet der Caritasrat und 
teilt dies der Arbeitsrechtlichen Kommission mit.

(4) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Regional-
kommissionen sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 30 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/ei-
ner Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 2Für die Mitglie-
der der Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen 
beträgt der pauschalierte Kostenersatz für den Anstel-
lungsträger jeweils bis zu 20 v.H. der durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäf-
tigten. 3Weitere 10 v.H. der durchschnittlichen regelmä-
ßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten wer-
den dem Budget der Dienstgeberseite zugerechnet. 4Für 
den/die Vorsitzende/n und den/die stellvertretende/n 
Vorsitzende/n der Regionalkommissionen nach § 3 Abs. 
3 erhöht sich der Freistellungsumfang bzw. der pauscha-
lierte Kostenersatz um weitere 5 v.H. der durchschnitt-
lichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbe-
schäftigten.

(5) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Bundes-
kommission sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 20 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/ei-
ner Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 
2Für die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bundes-
kommission beträgt der pauschalierte Kostenersatz für 
den Anstellungsträger jeweils bis zu 10 v.H. der durch-
schnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Voll-
zeitbeschäftigten. 3Weitere 10 v.H. der durchschnittli-
chen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer 
Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget der Dienstge-
berseite zugerechnet.

(6) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite im Leitungsaus-
schuss sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen Durch-
führung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 25 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/ei-
ner Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 2Für die Mitglie-
der der Dienstgeberseite im Leitungsausschuss beträgt 
der pauschalierte Kostenersatz für den Anstellungsträ-

ger jeweils bis zu 20 v.H. der durchschnittlichen regel-
mäßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 
3Weitere 5 v.H. der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten werden 
dem Budget der Dienstgeberseite zugerechnet.

(7) 1Die Mitglieder der Kommissionen sind nur an ihr 
Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies gilt auch bei 
Stimmrechtsübertragungen.

(8) 1Für die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission gelten die Schutzbestimmun-
gen, wie sie für Mitglieder der Mitarbeitervertretungen 
nach der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen 
(Erz-)Bistums gelten. 2Dies gilt ebenfalls innerhalb ei-
nes Jahres nach Beendigung der Amtszeit, es sei denn, 
die Mitgliedschaft ist nach § 9 vorzeitig beendet wor-
den. 

§ 12 Arbeitsweise
(1) 1Die Bundeskommission, die Regionalkommissio-
nen, die Leitungsausschüsse und die Mitgliederver-
sammlungen treten bei Bedarf zusammen. 2Eine Sit-
zung hat außerdem stattzufinden, wenn dies von der 
Hälfte der Mitglieder des jeweiligen Gremiums schrift-
lich und unter Angabe von Gründen verlangt wird.

(2) Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung 
hat für die Sitzungen der Bundes- und der Regional-
kommissionen in der Regel drei Wochen vor dem Sit-
zungstermin zu erfolgen. 

(3) 1Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung teilzu-
nehmen, so ist die Übertragung des Stimmrechtes auf 
ein anderes Mitglied zulässig. 2Ein Mitglied kann zu-
sätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht 
ausüben. 3Die Übertragung des Stimmrechtes ist dem/
der Vorsitzenden in Textform über die Kommissionsge-
schäftsstelle nachzuweisen.

(4) 1Anträge an die jeweiligen Kommissionen können 
nur deren Mitglieder stellen. 2Abweichend hiervon wer-
den Anträge nach § 14 von der (Gesamt-)Mitarbeiter-
vertretung oder dem Dienstgeber oder von beiden ge-
meinsam gestellt.

(5) 1Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. 2Es können 
Sachverständige hinzugezogen werden.

(6) Die Leitungsausschüsse, die Mitgliederversammlun-
gen und die Bundeskommission sowie die Regional-
kommissionen geben sich jeweils eine Geschäftsord-
nung.

§ 13 Zuständigkeiten der Bundeskommission und der 
Regionalkommissionen

(1) 1Die Bundeskommission ist örtlich und sachlich bun-
desweit umfassend zuständig mit Ausnahme der Berei-
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che, die ausschließlich den Regionalkommissionen zu-
gewiesen sind. 2In den ausschließlich den 
Regionalkommissionen zugewiesenen Bereichen be-
stehen Bandbreiten; sie betragen für die Festlegung 
der Höhe aller Vergütungsbestandteile von den mittle-
ren Werten 15 v.H. Differenz nach oben und nach un-
ten, für die Festlegung des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs 
von den mittleren Werten 10 v.H. Differenz nach oben 
und nach unten. 3Die Bundeskommission legt die mitt-
leren Werte fest. 4Die Bundeskommission kann die 
Geltung der mittleren Werte zeitlich befristen. 5Nach 
Ablauf des Geltungszeitraums besteht für die Regio-
nalkommissionen keine Möglichkeit, neue Werte zur 
Höhe der Vergütungsbestandteile, zum Umfang der 
regelmäßigen Arbeitszeit und zum Umfang des Erho-
lungsurlaubs zu beschließen. 6Es gelten die zu diesem 
Zeitpunkt gültigen Werte der Regionalkommission un-
verändert fort. 7Beschlüsse nach § 14 sind weiterhin 
zulässig. 8Die Bandbreiten gelten nicht für Beschlüsse 
nach § 14.

(2) Die Regionalkommissionen sind örtlich zuständig 
für die Einrichtungen ihrer Region und zwar

- die Regionalkommission Nord für das Gebiet 
der Bistümer Hildesheim und Osnabrück sowie 
den Offizialatsbezirk Oldenburg;

- die Regionalkommission Ost für das Gebiet der 
(Erz-)Bistümer Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, 
Görlitz, Hamburg und Magdeburg;

- die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen 
für das Gebiet der (Erz-)Bistümer Aachen, Es-
sen, Köln, Münster (ohne den Offizialatsbezirk 
Oldenburg) und Paderborn;

- die Regionalkommission Mitte für das Gebiet 
der Bistümer Fulda, Limburg, Mainz, Speyer 
und Trier;

- die Regionalkommission Baden-Württemberg 
für das Gebiet der (Erz-)Bistümer Freiburg und 
Rottenburg-Stuttgart;

- die Regionalkommission Bayern für das Gebiet 
der (Erz-)Bistümer Augsburg, Bamberg, Eich-
stätt, München und Freising, Passau, Regens-
burg und Würzburg.

(3) 1Die Regionalkommissionen sind sachlich aus-
schließlich zuständig für die Festlegung der Höhe aller 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs. 
2Dabei haben sie die nach Absatz 1 festgelegten Band-
breiten einzuhalten. 3Fasst die Bundeskommission nach 
Aufforderung durch den Beschluss einer Regionalkom-
mission nicht innerhalb von sechs Monaten einen Be-
schluss zur Festsetzung eines mittleren Wertes, kann 
die Regionalkommission einen eigenen Beschluss nach 
Absatz 3 Satz 1 fassen. 4Beschlüsse einer Regionalkom-
mission, die außerhalb der festgelegten Bandbreite lie-
gen, sind als Beschluss der äußersten als zulässig festge-
legte Bandbreite auszulegen.

(4) 1Die Regionalkommissionen können zudem Rege-
lungen der Beschäftigungssicherung beschließen. 2So-
weit diese Regelungen im Widerspruch zu Regelungen 
der Bundeskommission stehen, gehen die Regelungen 
der Regionalkommissionen vor.

(5) Die Regionalkommissionen können durch Beschluss 
bei der Bundeskommission beantragen, von einer fest-
gelegten Bandbreite abweichen zu dürfen.

(6) 1Die Regionalkommissionen können durch Be-
schluss eigene Regelungszuständigkeiten zeitlich befris-
tet an die Bundeskommission übertragen, die Bundes-
kommission kann durch Beschluss eigene 
Regelungszuständigkeiten zeitlich befristet an eine oder 
mehrere Regionalkommissionen übertragen. 2Erfolgt 
ein solcher Beschluss, bedarf die Übertragung der Zu-
stimmung durch die Kommissionen, die diese Zustän-
digkeiten erhalten.

(7) 1Die Regionalkommissionen können durch Be-
schluss die Bundeskommission auffordern, in einer der 
Bundeskommission zugeordneten Regelungszuständig-
keit einen Beschluss zu fassen, wenn sie dazu einen ei-
genen Regelungsvorschlag vorlegen. 2Fasst die Bundes-
kommission nicht innerhalb von sechs Monaten einen 
Beschluss mit dieser oder einer anderen Regelung, kann 
die Regionalkommission anstelle der Bundeskommissi-
on einen eigenen Beschluss fassen. 3Dies gilt auch für 
den Fall, dass die Bundeskommission nach Aufforde-
rung durch Beschluss einer Regionalkommission keine 
mittleren Werte für die Höhe der Vergütungsbestand-
teile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und 
des Umfangs des Erholungsurlaubs innerhalb von sechs 
Monaten festlegt; dann kann die Regionalkommission 
die Höhe der Vergütungsbestandteile, den Umfang der 
regelmäßigen Arbeitszeit und den Umfang des Erho-
lungsurlaubs ohne mittlere Werte verändern. 4Fasst die 
Bundeskommission nach Ablauf von sechs Monaten ei-
nen Beschluss entsprechend dem Regelungsvorschlag 
der Regionalkommission oder mit einer anderen Rege-
lung, erlischt die Beschlusskompetenz der Regional-
kommission. 5Soweit die von der Regionalkommission 
beschlossenen Regelungen im Widerspruch zu späteren 
Beschlüssen der Bundeskommission stehen, gehen die 
Regelungen der Bundeskommission vor. 6Dabei hat die 
Bundeskommission eine Übergangsregelung festzule-
gen. 7Soweit diese Übergangsregelung nicht erfolgt, gel-
ten die Beschlüsse der Regionalkommission weiter.

(8) Die Bundeskommission und die Regionalkommissi-
onen haben auch eine Zuständigkeit für spartenspezifi-
sche Regelungen.

§ 14 Einrichtungsspezifische Regelungen
(1) 1Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder jeder 
Dienstgeber oder beide gemeinsam können für die Ge-
samtheit der Einrichtungen eines Trägers, für eine Ein-
richtung oder für Teile einer Einrichtung einen schrift-
lich zu begründenden Antrag an die zuständige 
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Regionalkommission stellen, von den durch die Regio-
nalkommission festgelegten Regelungen abzuweichen. 
2Zur Begründung hat der Antragsteller geeignete Unter-
lagen vorzulegen. 3Bei Anträgen einer (Gesamt-)Mitar-
beitervertretung reicht eine substantiierte Darstellung 
aus. 4Die Regionalkommission kann von dem Dienstge-
ber der Einrichtung geeignete Unterlagen anfordern.

(2) Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrichtungen 
eines Trägers betreffen, die im Zuständigkeitsbereich 
von mehreren Regionalkommissionen liegen, ist in Ab-
weichung von § 13 Abs. 2 die Regionalkommission zu-
ständig, in der der Träger seinen Sitz hat.

(3) 1Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet eine 
Unterkommission der Regionalkommission (Absatz 4) 
innerhalb von drei Monaten durch Beschluss. 2Soweit 
sie Abweichungen zulässt, sind diese zeitlich zu befris-
ten. 3Die Frist nach Satz 1 beginnt mit der Feststellung 
der Vollständigkeit der eingereichten Unterlagen durch 
die Geschäftsstelle.

(4) 1Für Anträge nach Absatz 1 werden Unterkommissi-
onen der Regionalkommission eingerichtet. 2Die Unter-
kommissionen werden aus Mitgliedern der Regional-
kommission besetzt. 3Sie bestehen aus zwei 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und zwei Ver-
treter(inne)n der Dienstgeber. 4Die Regionalkommissi-
on kann eine Erhöhung auf jeweils drei Vertreter(innen) 
jeder Seite beschließen. 5Die Besetzung und das Verfah-
ren regelt die Regionalkommission. 6Ein Mitglied der 
Unterkommission wird von den Mitgliedern dieser Un-
terkommission zum/zur Vorsitzenden, ein anderes Mit-
glied zum/zur stellvertretenden Vorsitzenden bestimmt. 
7Die Anstellungsträger der Mitglieder der Unterkom-
mission sollen nicht in einem unmittelbaren Konkur-
renzverhältnis zur antragstellenden Einrichtung stehen. 
8Die Mitglieder der Unterkommission führen Gespräche 
mit der betroffenen (Gesamt-) Mitarbeitervertretung 
und dem betroffenen Dienstgeber. 9Sie können Sachver-
ständige hinzuziehen.

(5) Fasst die Unterkommission der Regionalkommission 
zu dem Antrag einen einstimmigen Beschluss oder ei-
nen Beschluss mit der Mehrheit von drei Viertel der Mit-
glieder der Unterkommission oder wird der Antrag ein-
stimmig oder mit drei Viertel der Mitglieder der 
Unterkommission abgelehnt, ist ihre Entscheidung ab-
schließend.

(6) 1Erreicht ein Antrag in der Unterkommission der Re-
gionalkommission nicht die erforderliche Mehrheit, 
stimmen ihm jedoch die Hälfte der Mitglieder der Un-
terkommission zu, oder entscheidet die Unterkommissi-
on der Regionalkommission aus Gründen, die der An-
tragsteller nicht zu vertreten hat, nicht innerhalb von 
drei Monaten über den Antrag, kann der Antragsteller 
innerhalb eines Monats ein Vermittlungsverfahren nach 
Absatz 8 einleiten. 2Die Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses beendet das Verfahren vor der Unterkom-
mission.

(7) Für die Tätigkeit der Regionalkommissionen nach 
dieser Bestimmung kann von dem betroffenen Dienst-
geber eine Beratungsgebühr und/oder eine Beschluss-
gebühr erhoben werden; Grundlage ist eine Gebühren-
ordnung, die der Caritasrat des Deutschen 
Caritasverbandes auf Antrag des/der Vorsitzenden der 
Bundeskommission erlässt.

(8) 1Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird der 
Vermittlungsausschuss nach § 19 Abs. 1 tätig. 2Wer be-
reits gegen Entgelt als Sachverständiger in dem Verfah-
ren in der Unterkommission im Sinne des Abs. 4 Satz 9 
tätig war, kann nicht Mitglied des Vermittlungsaus-
schusses sein. 3Dieser entscheidet abweichend von § 18 
Abs. 4 durch Spruch mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 
4Eine Stimmenthaltung ist nicht möglich. 5Der Spruch 
tritt an die Stelle eines Beschlusses der Unterkommissi-
on der Regionalkommission. 6§ 18 Abs. 2 und 3 gelten 
entsprechend. 
7Entscheidet der Vermittlungsausschuss nicht binnen ei-
nes Monats, wird die Fälligkeit der anzuwendenden Re-
gelungen insoweit aufgeschoben, wie eine Abweichung 
im Vermittlungsverfahren beantragt wird. 8Die Ober-
grenze ist der ursprünglich gestellte Antrag.

(9) Wird im Vermittlungsausschuss die Befangenheit ei-
nes Mitglieds des Vermittlungsausschusses festgestellt, 
rückt das Mitglied der jeweiligen Seite aus dem erwei-
terten Vermittlungsausschuss nach.

§ 15 Ausschüsse
(1) 1Die Kommissionen können zur Behandlung be-
stimmter Sachthemen Ausschüsse bilden. 2Diese berei-
ten die Beschlüsse der Kommissionen vor.

(2) Das Nähere regeln die Geschäftsordnungen der 
Kommissionen. 

§ 16 Beschlüsse
(1) 1Beschlüsse der Kommissionen von Rechtsnormen 
über Inhalt, Abschluss und Beendigung von Dienstver-
hältnissen sowie Beschlüsse der Kommissionen nach § 9 
Abs. 2 bedürfen jeweils einer Mehrheit von drei Viertel 
ihrer Mitglieder. 2Dies gilt nicht für Sprüche nach § 18 
Abs. 7. 

(2) 1Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen bedür-
fen der Mehrheit ihrer Mitglieder. 2Sonstige Beschlüsse 
sind auch Beschlüsse nach § 13 Abs. 6.

(3) 1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine 
mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können Be-
schlüsse der Kommissionen durch schriftliche Stimmab-
gabe herbeigeführt werden. 2Sie bedürfen der Einstim-
migkeit. 3Über die Einleitung des schriftlichen Verfahrens 
entscheidet der/die Vorsitzende der jeweiligen Kommis-
sion. 4Das Ergebnis der schriftlichen Stimmabgabe wird 
von der Geschäftsstelle festgestellt und den jeweiligen 
Kommissionsmitgliedern schriftlich mitgeteilt.
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(4) Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission findet 
eine Beschlussfassung in geheimer Abstimmung statt.

§ 17 Ältestenrat
(1) Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei Viertel 
der Mitglieder der Bundeskommission, stimmen jedoch 
mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder dem Beschluss 
zu, kann innerhalb von einem Monat mindestens die 
Hälfte der Mitglieder der Bundeskommission durch An-
trag den Ältestenrat anrufen, der durch die Erarbeitung 
eines Vermittlungsvorschlages auf eine gütliche Eini-
gung hinwirken soll. 

(2) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/der 
Vorsitzenden der Bundeskommission, der/die dem Äl-
testenrat vorsteht, jeweils zwei Mitgliedern der Mitar-
beiterseite und der Dienstgeberseite, die jeweils von 
beiden Seiten der Bundeskommission benannt werden, 
und dem/der Geschäftsführer(in). 

(3) Die Regionalkommissionen können in ihren Ge-
schäftsordnungen ein entsprechendes Verfahren vorse-
hen.

§ 18 Vermittlungsverfahren
(1) 1Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren nach § 
17 Abs. 1 oder anstelle eines solchen Verfahrens kann 
mindestens die Hälfte der Mitglieder der Bundeskom-
mission innerhalb von einem Monat durch Antrag den 
Vermittlungsausschuss zur Vorlage eines Vermittlungs-
vorschlags anrufen (Vermittlungsverfahren erste Stu-
fe). 2Die Mitglieder der Bundeskommission, die nicht 
für den Antrag gestimmt haben, haben die Möglichkeit, 
schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu positionieren, 
Gegenvorstellungen und eigene Forderungen einzu-
bringen, soweit dies nicht bereits geschehen ist.

(2) 1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermitt-
lungsausschusses erfolgen durch die beiden Vorsitzen-
den. 2Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der beiden 
Vorsitzenden oder ihrer Stellvertreter(innen) statt. 3Für 
jedes Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn des 
Verfahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festge-
legt, welche(r) der beiden Vorsitzenden die Sitzung 
nach pflichtgemäßem Ermessen leitet und welche(r) un-
terstützend teilnimmt. 4Kommt keine solche einver-
nehmliche Festlegung zustande, entscheidet das Los. 
5Der/Die leitende Vorsitzende kann im Benehmen mit 
dem/der weiteren Vorsitzenden Sachverständige hinzu-
ziehen.

(3) 1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss nach Beratungen einen gemeinsamen 
Vorschlag. 2Bei der Abstimmung über diesen Vorschlag 
haben die beiden Vorsitzenden eine einzige gemeinsa-
me Stimme. 3Auch andere Mitglieder des Vermittlungs-
ausschusses können Vorschläge unterbreiten. 4Werden 
sie zur Abstimmung gestellt, gilt Satz 2 entsprechend.

(4) 1Das Vermittlungsverfahren erster Stufe wird durch 
den Vermittlungsausschuss mit einem Vermittlungsvor-
schlag oder mit der Feststellung abgeschlossen, keinen 
Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu können. 2Einem 
Vermittlungsvorschlag muss die Mehrheit der stimmbe-
rechtigten Mitglieder des Vermittlungsausschusses zu-
stimmen. 3Der Vermittlungsausschuss legt den Vermitt-
lungsvorschlag der jeweiligen Kommission zur 
Entscheidung vor. 4Wird dem Vermittlungsvorschlag 
nicht zugestimmt, bleibt es bei der bisherigen Rechtslage.

(5) 1Im Anschluss an ein gescheitertes Vermittlungsver-
fahren erster Stufe nach Absatz 1 kann mindestens die 
Hälfte der Mitglieder der Bundeskommission durch An-
trag den erweiterten Vermittlungsausschuss anrufen 
(Vermittlungsverfahren zweite Stufe). 
2Die Mitglieder der Bundeskommission, die nicht für 
den Antrag gestimmt haben, haben die Möglichkeit, 
schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu positionieren, 
Gegenvorstellungen und eigene Forderungen einzu-
bringen, soweit dies nicht bereits geschehen ist. 

(6) Für das Vermittlungsverfahren zweiter Stufe gelten 
die Absätze 2 und 3 entsprechend.

(7) 1Der erweiterte Vermittlungsausschuss hat durch 
Spruch zu entscheiden. 2Der Spruch hat eine Regelung 
zu enthalten. 3Der erweiterte Vermittlungsausschuss 
entscheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 4Eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 5Stellen die Vorsit-
zenden im Vermittlungsverfahren zweiter Stufe fest, 
dass sie sich nicht einigen können, kann auf Antrag ei-
nes Mitglieds des erweiterten Vermittlungsausschusses 
einschließlich der Vorsitzenden durch Losverfahren be-
stimmt werden, welcher/welche der beiden Vorsitzen-
den bei der Abstimmung über den Vorschlag das Stimm-
recht ausübt. 6Erhält der Vorschlag in der Abstimmung 
die erforderliche Mehrheit, wird er zum Spruch des er-
weiterten Vermittlungsausschusses. 7Der Spruch tritt an 
die Stelle eines Beschlusses der Bundeskommission. 
8Die Vorsitzenden teilen das Ergebnis zeitnah der jewei-
ligen Kommission mit.

(8) 1Die Bundeskommission kann innerhalb eines Mo-
nats nach der Bekanntgabe den Spruch des Vermitt-
lungsausschusses mit der Mehrheit ihrer Mitglieder 
durch einen eigenen Beschluss ersetzen. 2Erst nach Ab-
lauf dieser Frist ist der Spruch des erweiterten Vermitt-
lungsausschusses nach § 21 in Kraft zu setzen.

(9) Für die Regionalkommissionen gilt § 18 entsprechend.

(10) Der Vermittlungsvorschlag oder der Spruch eines 
Vermittlungsausschusses einer Kommission haben die 
örtlichen und sachlichen Regelungszuständigkeiten ih-
rer jeweiligen Kommission nach § 13 einzuhalten.
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§ 19 Vermittlungsausschuss
(1) 1Der Vermittlungsausschuss nach § 18 Abs. 1 setzt 
sich unter Wahrung der Parität zusammen aus je einem/
einer Vorsitzenden der beiden Seiten, der/die nicht Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission ist, je einem 
Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite 
der Bundeskommission sowie je einem Mitglied der 
Mitarbeiterseite und Dienstgeberseite, das nicht Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission ist. 2Der/Die 
Vorsitzende der beiden Seiten haben jeweils eine(n) 
Stellvertreter(in), der/die bei Verhinderung des/der 
Vorsitzenden tätig wird.

(2) 1Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 18 
Abs. 5 setzt sich zusammen aus den Mitgliedern des 
Vermittlungsausschusses gemäß Absatz 1 und aus je ei-
nem weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und der 
Dienstgeberseite der Bundeskommission sowie je einem 
weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienst-
geberseite, das nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist.

(3) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses und 
des erweiterten Vermittlungsausschusses werden zu Be-
ginn der jeweiligen Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen 
Kommission gewählt. 2Die beiden Vorsitzenden des 
Vermittlungsausschusses und ihre Stellvertreter(innen) 
werden in einem gemeinsamen Wahlgang durch gehei-
me Abstimmung von den Mitgliedern der Bundeskom-
mission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt; die 
Wahl wird von der Kommissionsgeschäftsstelle vorbe-
reitet und durchgeführt. 3Kommt in den ersten beiden 
Wahlgängen diese Mehrheit nicht zustande, reicht im 
dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der Stimmen. 
4Wird auch diese nicht erreicht, wählen die Dienstge-
ber- und die Mitarbeiterseite getrennt je eine/n Vorsit-
zende/n mit mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. 
5Die übrigen Mitglieder des Vermittlungsausschusses 
werden jeweils von den beiden Seiten der Bundeskom-
mission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. 

(4) 1Die Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses dür-
fen bei keinem kirchlichen Rechtsträger beschäftigt 
sein oder keinem vertretungsberechtigten Leitungsorg-
an eines kirchlichen Rechtsträgers angehören, der in 
den Geltungsbereich der Kommission fällt. 2Sie sollen 
der katholischen Kirche angehören und über fundierte 
Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeitsrecht verfügen. 
3Sie dürfen nicht in der Ausübung der allen Kirchenmit-
gliedern zustehenden Rechte behindert sein und müs-
sen die Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für das 
kirchliche Gemeinwohl eintreten. 

(5) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses einschließlich der Vorsitzenden und ihrer Stell-
vertreter beginnt mit ihrer Wahl und endet mit dem 
Ablauf der Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission gemäß § 1 Abs. 7. 2Wiederwahl ist zulässig. 
3Die Amtszeit eines Mitglieds endet vorzeitig, wenn es 
von seinem Amt im Vermittlungsausschuss zurücktritt, 
wenn es als Mitglied der Bundeskommission vorzeitig 

aus der Bundeskommission ausscheidet oder wenn es 
dauerhaft krankheitsbedingt oder aus anderen Grün-
den an der Wahrnehmung des Amtes verhindert ist. 
4Die dauerhafte Verhinderung ist durch den/die Vorsit-
zende/n der Arbeitsrechtlichen Kommission festzustel-
len. 5Dann findet für den Rest der Amtszeit eine erneute 
Wahl statt.

(6) 1Eine Stimmrechtsübertragung ist für Mitglieder des 
Vermittlungsausschusses, die nicht Vorsitzende(r) oder 
Stellvertreter(in) sind, möglich. 2Ein Mitglied des Ver-
mittlungsausschusses kann zusätzlich nicht mehr als ein 
übertragenes Stimmrecht ausüben. 3Die Übertragung 
des Stimmrechts ist der Geschäftsstelle in Textform 
nachzuweisen.

(7) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind 
nur an ihr Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies 
gilt auch bei Stimmrechtsübertragungen.

(8) 1Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Vermitt-
lungsausschusses, die nicht Mitglieder der Arbeitsrecht-
lichen Kommission sind, erhalten eine angemessene 
Aufwandsentschädigung, deren Höhe der/die Vorsit-
zende der Bundeskommission festlegt.

(9) 1Für die Regionalkommissionen gilt § 19 entspre-
chend. 

§ 20 Ergänzende Vermittlungsverfahren
Die Kommissionen können ergänzende Vermittlungs-
verfahren in ihren Geschäftsordnungen festlegen oder 
für den Einzelfall beschließen.

§ 21 Inkrafttreten der Beschlüsse
(1) 1Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
(Bundeskommission bzw. Regionalkommissionen) sind 
durch die Kommissionsgeschäftsstelle dem/der jeweili-
gen Vorsitzenden zuzuleiten und von ihm/ihr zu unter-
zeichnen.

(2) 1Beschlüsse der Bundeskommission werden danach 
von der Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission allen (Erz-)Diözesen zur Inkraftsetzung 
zugeleitet. 2Beschlüsse der Regionalkommissionen 
werden von der Geschäftsführung der Arbeitsrechtli-
chen Kommission nur denjenigen (Erz-)Diözesen zur 
Inkraftsetzung zugeleitet, die von dem Inhalt des Be-
schlusses regional erfasst werden (vgl. § 13 Abs. 2 
AK-Ordnung). 3Diese Beschlüsse sind stets schriftlich 
zu erläutern. 

(3) 1Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, 
einen Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission 
(Bundeskommission bzw. Regionalkommissionen) in 
Kraft zu setzen, weil er offensichtlich gegen kirchen-
rechtliche Normen oder gegen Vorgaben der katholi-
schen Glaubens- und Sittenlehre verstößt, so legt er in-
nerhalb von 6 Wochen nach Zugang des Beschlusses 
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unter Angabe der Gründe bei der Geschäftsführung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission Einspruch ein. 2Dabei 
können Gegenvorschläge unterbreitet werden. 

(4) Wird bis zum Ablauf einer Frist von sechs Wochen 
nach Zugang des Beschlusses bei der (Erz-)Diözese kein 
Einspruch erhoben, sind die Beschlüsse vom Diözesan-
bischof in Kraft zu setzen und im Amtsblatt der (Erz-)
Diözese zu veröffentlichen.

(5) 1Im Falle eines Einspruchs berät die Arbeitsrechtli-
che Kommission (Bundeskommission bzw. Regional-
kommissionen) die Angelegenheit nochmals. 2Fasst sie 
einen neuen Beschluss oder bestätigt sie ihren bisheri-
gen Beschluss, so leitet sie diesen dem Diözesanbischof 
zur Inkraftsetzung zu. 

(6) 1Sieht sich ein Diözesanbischof weiterhin nicht in 
der Lage, den bestätigten oder geänderten Beschluss 
der Arbeitsrechtlichen Kommission (Bundeskommissi-
on bzw. Regionalkommissionen) in Kraft zu setzen, so 
gilt er in der entsprechenden (Erz-)Diözese nicht. 
2Stimmt der Diözesanbischof dem bestätigten oder ge-
änderten Beschluss zu, wird der Beschluss zeitnah in 
Kraft gesetzt und alsbald in den diözesanen Amtsblät-
tern veröffentlicht. 

(7) Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen zu-
sätzlich in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ veröf-
fentlicht werden.

§ 22 Kostenersatz
(1) Die Kosten der Arbeitsrechtlichen Kommission wer-
den vom Deutschen Caritasverband aus Mitgliedsbei-
trägen, die im Rahmen einer Umlage der Diözesan-Ca-
ritasverbände und des Landes-Caritasverbandes für 
Oldenburg erhoben werden, getragen.

(2) Zu den Kosten gehören insbesondere
- die Kosten für die durch eine Freistellung eines 

Vertreters/einer Vertreterin der Mitarbeiter(in-
nen) dem jeweiligen Anstellungsträger entste-
henden Personalkosten und für die durch eine 
Erstattung für eine(n) Vertreter(in) der Dienst-
geber entstehenden pauschalierten Personal-
kosten;

- die Kosten aller Sitzungen der Arbeitsrechtli-
chen Kommission und ihrer Ausschüsse, der Äl-
testenräte sowie der Vermittlungsausschüsse;

- die Reisekosten (Fahrt, Unterkunft und Verpfle-
gung sowie Sachkosten) der Mitglieder dieser 
Gremien anlässlich ihrer Sitzungen sowie ande-
rer Tätigkeiten für die Arbeitsrechtliche Kom-
mission;

- die Kosten der Geschäftsstellen der Mitarbeiter-
seite und der Dienstgeberseite sowie der Kom-
missionsgeschäftsstelle mit den jeweiligen Per-
sonal- und Sachkosten;

- die einem/einer Vertreter(in) der Mitarbei-
ter(innen) als Mitglied der Kommission entste-

henden notwendigen Sachkosten;
- die Kosten für Schulungsveranstaltungen, so-

weit diese Kenntnisse vermitteln, die für die 
Arbeit in der Kommission erforderlich sind;

- die für die Durchführung des Verfahrens vor 
den kirchlichen Arbeitsgerichten notwendigen 
Auslagen der Verfahrensbeteiligten;

- weitere notwendige Kosten, die die Arbeits-
rechtliche Kommission, die Mitarbeiter- oder 
Dienstgeberseite nach anderen Vorschriften zu 
tragen hat,

- die Kosten der zentralen Schlichtungsstelle.

(3) Die in jedem Diözesan-Caritasverband und im Lan-
des-Caritasverband für Oldenburg anfallenden Mit-
gliedsbeiträge für die Kosten der Arbeitsrechtlichen 
Kommission werden von jedem Verband in einem ge-
eigneten Verfahren auf die Mitglieder des jeweiligen 
Verbandsbereichs umgelegt.

(4) Die durch die Entsendung von Vertreter(inne)n der 
Gewerkschaften anfallenden Personal- und Sachkosten 
trägt die jeweilige Gewerkschaft.

§ 23 Budgetausschuss
1Es wird ein Budgetausschuss gebildet. 2Ihm gehören 
mindestens zur Hälfte Mitglieder der Arbeitsrechtli-
chen Kommission an. 3Der Budgetausschuss bewertet 
die tatsächliche Verwendung der Finanzmittel und erar-
beitet Empfehlungen an den Vorstand des Deutschen 
Caritasverbandes über die Höhe des Budgets, das die 
Delegiertenversammlung auf Empfehlung des Vorstan-
des festlegt. 4Das Nähere regelt eine vom Vorstand des 
Deutschen Caritasverbandes erlassene Ordnung.

§ 24 Schlussbestimmungen
1Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 2Für 
die laufende Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission bis 31. Dezember 2016 gilt die Ordnung in der 
Fassung vom 1. Januar 2014.

Artikel II

Wahlordnung der Mitarbeiterseite
gemäß § 4 Abs. 4 der Ordnung der  

Arbeitsrechtlichen Kommission
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand
Diese Wahlordnung regelt gemäß § 4 Abs. 4 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Wahl der Vertre-
ter(innen) der Mitarbeiter(innen) in den Regionalkom-
missionen und in der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission.
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§ 2 Vorbereitungsausschuss
(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbeiter(in-
nen) in den Regionalkommissionen und in der Bundes-
kommission leitet ein Vorbereitungsausschuss (Aus-
schuss), der aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird von 
den Mitgliedern der Mitarbeiterseite in der Bundeskom-
mission gewählt. 3Die Mitglieder des Ausschusses müs-
sen die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 AK-Ordnung 
erfüllen. 4Sie dürfen weder für die Arbeitsrechtliche 
Kommission kandidieren noch einer Wahlversammlung 
oder einem Wahlvorstand angehören. 5Auf die Mitglie-
der des Ausschusses findet § 11 Abs. 8 AK-Ordnung bis 
einschließlich sechs Monate nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses entsprechende Anwendung.

(2) Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens neun 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.

(3) 1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen 
nach seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusam-
men. 2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen 
Medien veröffentlicht wird, und setzt den Zeitpunkt 
fest, bis zu dem die Wahlhandlungen in den einzelnen 
(Erz-)Bistümern und im Offizialatsbezirk Oldenburg 
durchgeführt sein müssen. 3Er fordert die Mitarbeiter-
vertretung eines jeden Diözesan-Caritasverbandes und 
des Landes-Caritasverbandes für Oldenburg oder die 
diözesane Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertre-
tungen, soweit deren Zuständigkeit im jeweiligen Bis-
tum durch bischöfliche Regelung festgelegt ist, auf, un-
verzüglich einen Wahlvorstand zu bilden. 4Besteht zu 
diesem Zeitpunkt keine Mitarbeitervertretung, so ist 
unverzüglich eine Mitarbeiterversammlung einzuberu-
fen, die den Wahlvorstand bildet.

(4) Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

(5) Der Ausschuss übernimmt zudem die Aufgaben 
nach der Entsendeordnung für die Vertreter(innen) der 
Gewerkschaften. 

§ 3 Wahlvorstand
(1) 1Die Mitarbeitervertretung eines jeden Diözesan-Ca-
ritasverbandes und des Landes-Caritasverbandes für Ol-
denburg oder die diözesane Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen, soweit deren Zuständigkeit im 
jeweiligen Bistum durch bischöfliche Regelung festgelegt 
ist, bildet für ihren Bereich einen Wahlvorstand, der je-
weils aus drei Mitgliedern besteht und der sich bis spätes-
tens sechs Monate vor Ablauf der Amtsperiode konstitu-
ieren muss. 2Die Mitglieder müssen die Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 3 AK-Ordnung erfüllen. 3Sie dürfen weder 
für die Arbeitsrechtliche Kommission kandidieren noch 
dem Vorbereitungsausschuss angehören. 4Auf die Mit-
glieder des Wahlvorstandes findet § 11 Abs. 8 AK-Ord-
nung bis einschließlich sechs Monate nach Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses entsprechende Anwendung.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Mitarbei-
tervertretungen in Einrichtungen, die auf dem Gebiet 
des (Erz-)Bistums liegen und die in den Geltungsbereich 
der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtun-
gen des Deutschen Caritasverbandes fallen (§ 2 Abs. 1 
AT AVR). 2Dazu gehören auch die Mitarbeitervertre-
tungen von Kirchengemeinden/-stiftungen, wenn in ih-
ren Bereich eine Einrichtung fällt, deren Mitarbeiter(in-
nen) unter den Geltungsbereich der Richtlinien fallen. 
3Nur die in der Liste aufgeführten Mitarbeitervertre-
tungen nehmen an der Wahl teil.

(3) 1Der Wahlvorstand soll an diese Mitarbeitervertre-
tungen spätestens sechs Wochen nach seiner Konstituie-
rung Wahlbenachrichtigungen versenden. 2Mitarbeiter-
vertretungen, die keine Wahlbenachrichtigung bis 
spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtsperiode er-
halten haben, können gegen die Nichteintragung in der 
Aufstellung innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei 
Wochen Einspruch einlegen. 3Der Wahlvorstand ent-
scheidet über den Einspruch.

(4) Der Wahlvorstand fordert die Mitarbeitervertretun-
gen auf, innerhalb einer festgelegten Frist schriftliche 
Wahlvorschläge jeweils für die Wahl des Vertreters/der 
Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Re-
gionalkommission und für die Wahl des Vertreters/der 
Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der Bundeskom-
mission abzugeben.

(5) Der Wahlvorschlag für den jeweiligen Wahldurch-
gang muss enthalten: 

a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin; 
b) den Namen der Einrichtung; 
c) die Erklärung des Kandidaten/der Kandida-

tin, dass er/sie der Benennung zustimmt; 
d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandida-

tin, dass er/sie das passive Wahlrecht ge-
mäß der Mitarbeitervertretungsordnung 
des jeweiligen (Erz-)Bistums besitzt; 

e) die Erklärung des Kandidaten/der Kandida-
tin, dass er/sie am Wahltag alle Wählbar-
keitsvoraussetzungen erfüllt;

f) die Unterschrift des/der Vorsitzenden oder 
eines Mitglieds der Mitarbeitervertretung.

(6) Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlags gegenüber dem/der Vorgeschla-
genen und dem/der Vorschlagenden.

(7) 1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen 
für eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegan-
genen Wahlvorschläge Kandidat(inn)enlisten für die 
jeweilige Wahl. 2Sie enthält die Namen der Wahlbe-
werber(innen) in alphabetischer Reihenfolge und die 
Namen der Einrichtungen. 3Dieselbe Person kann 
für eine Amtsperiode nur in einer Diözese kandidie-
ren.
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§ 4 Durchführung der Wahlen
(1) 1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser 
Wahlordnung wahlberechtigten Mitarbeitervertretun-
gen auffordert, jeweils eine(n) Vertreter(in) zur diö-
zesanen Wahlversammlung zu entsenden. 2Die diözesa-
ne Wahlversammlung wählt die Vertreter(innen) in der 
jeweiligen Regionalkommission sowie den/die Vertre-
ter(in) der Mitarbeiter(innen) in der Bundeskommission 
und tritt spätestens zwei Monate vor dem Ende der 
Amtsperiode zusammen. 3Der Wahlvorstand leitet die 
Wahlversammlung. 4Die Einladung und die Kandi-
dat(inn)enlisten müssen mindestens zwei Wochen vor-
her abgesandt werden.

(2) Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den Ter-
min der Wahlversammlung und die Kandidat(inn)enlis-
ten mindestens zwei Wochen vorher an die Kandi-
dat(inn)en absenden.

(3) 1Für die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbei-
ter(innen) in der jeweiligen Regionalkommission jedes 
(Erz-)Bistums sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg 
und für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der Mit-
arbeiter(innen) in der Bundeskommission erstellt der 
Wahlvorstand anhand der Kandidat(inn)enlisten je-
weils die Stimmzettel, die die Namen in alphabetischer 
Reihenfolge enthalten. 2Die Listen sind getrennt zu er-
stellen für eine Wahl des Vertreters/der Vertreterin der 
Mitarbeiter(innen) in der Bundeskommission, der/die 
gleichzeitig als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) in 
der jeweiligen Regionalkommission gewählt wird, und 
für eine Wahl eines weiteren Vertreters/einer weiteren 
Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Re-
gionalkommission, in den (Erz-)Bistümern Freiburg 
und Rottenburg-Stuttgart der zwei weiteren Vertre-
ter(innen).

(4) Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5) 1Es finden geheime Wahlen statt. 2Bemerkungen und 
Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das Ankreuzen 
von mehreren Namen machen diesen ungültig. 3Abwei-
chend zu Satz 1 können bei der Wahl für die Mitglieder 
der Regionalkommission aus den (Erz-)Bistümern Frei-
burg und Rottenburg-Stuttgart bis zu zwei Kandidat(inn)
en angekreuzt werden. 4Der Wahlvorstand nimmt die 
Auszählung vor und gibt das Wahlergebnis bekannt. 

(6) 1Gewählt als der/die Vertreter(in) der Mitarbei-
ter(innen) in der Bundeskommission ist der/die Kandi-
dat(in), der/die die meisten Stimmen erhalten hat. 2Er/
Sie ist gleichzeitig als Vertreter(in) der Mitarbeiter(in-
nen) in der jeweiligen Regionalkommission gewählt. 
3Gewählt als der/die Vertreter(in) ausschließlich in der 
jeweiligen Regionalkommission ist der/die Kandi-
dat(in), der/die die meisten Stimmen erhalten hat; ab-
weichend davon sind in den (Erz-)Bistümern Freiburg 
und Rottenburg-Stuttgart die zwei Kandidat(inn)en ge-
wählt, die die meisten Stimmen erhalten haben. 

(7) 1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 2Be-
steht auch danach Stimmengleichheit, entscheidet das Los.

§ 5 Ergebnis der Wahlen
1Der Wahlvorstand teilt die Ergebnisse der Wahlen in 
dem (Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg 
unverzüglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll 
für die Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des 
(Erz-)Bistums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das Er-
gebnis der gesamten Wahlen durch Veröffentlichung in 
der Verbandszeitschrift „neue caritas“ bekannt.

§ 6 Anfechtung der Wahlen
(1) 1Jede wahlberechtigte Mitarbeitervertretung und je-
de(r) Wahlbewerber(in) hat das Recht, die Wahl wegen 
eines Verstoßes gegen geltendes Recht innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ an-
zufechten. 2Die Anfechtung ist gegenüber dem zustän-
digen Wahlvorstand schriftlich zu erklären. 

(2) 1Der Wahlvorstand entscheidet über Anfechtungen 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Wahlan-
fechtung und teilt die Entscheidung der Person oder den 
Personen schriftlich mit, die die Wahl angefochten hat  
oder haben. 2Er informiert den/die Betroffene(n) und 
den Ausschuss schriftlich über die Anfechtung und die 
Entscheidung. 3Unzulässige und/oder unbegründete 
Anfechtungen weist der Wahlvorstand zurück. 4Stellt er 
fest, dass gegen wesentliche Vorschriften des Wahl-
rechts, der Wählbarkeit oder des Wahlverfahrens ver-
stoßen wurde und dadurch das Wahlergebnis beein-
flusst sein kann, so erklärt er die Wahl für ungültig; in 
diesem Falle ist die Wahl unverzüglich zu wiederholen. 
5Im Falle einer sonstigen begründeten Wahlanfechtung 
berichtigt er den durch Verstoß verursachten Fehler. 
6Die Entscheidung über eine Wahlwiederholung wird in 
der Verbandszeitschrift neue caritas veröffentlicht. 

(3) Gegen die Entscheidung des Wahlvorstandes nach 
Abs. 2 Satz 1 ist die Klage beim Kirchlichen Arbeitsge-
richt innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung des Wahlvorstan-
des zulässig.

(4) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die Be-
troffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl lässt 
die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die Regio-
nalkommissionen und durch die Bundeskommission ge-
troffenen Entscheidungen unberührt.

§ 7 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin
(1) 1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der Mitar-
beiter(innen) als Mitglied einer Regionalkommission 
aus, so wählt die Mitarbeiterseite in der jeweiligen Regi-
onalkommission für den Rest der Amtsperiode ein neu-
es Mitglied auf Vorschlag der jeweiligen diözesanen 
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Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen. 2Ist 
in einem (Erz-)Bistum eine diözesane Arbeitsgemein-
schaft nicht gebildet, tritt an ihre Stelle die Mitarbeiter-
vertretung beim Diözesan-Caritasverband.

(2) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
als Mitglied der Bundeskommission aus, so wählt die 
Mitarbeiterseite in der Bundeskommission für den Rest 
der Amtsperiode ein neues Mitglied auf Vorschlag der 
jeweiligen diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitar-
beitervertretungen. 2War der/die ausgeschiedene Ver-
treter(in) Mitglied des Leitungsausschusses, so kann das 
neu zu bestellende Mitglied im Leitungsausschuss ein 
anderes sein als das neu in die Bundeskommission beru-
fene Mitglied.

§ 8 Kosten der Wahl
1Die durch die Arbeit des Vorbereitungsausschusses 
verursachten Kosten trägt der Deutsche Caritasver-
band. 2Die entsprechenden Kosten eines Wahlvorstan-
des übernehmen der jeweilige Diözesan-Caritasver-
band und der Landes-Caritasverband für Oldenburg. 
3Die Reisekosten der Mitglieder der Wahlversammlung 
und der Kandidat(inn)en werden von der Einrichtung 
getragen, in der der/die betreffende Mitarbeiter(in) tä-
tig ist.

Artikel III

Entsendeordnung für die Vertreter(innen) 
der Gewerkschaften gemäß § 5 Abs. 8 der Ordnung 

der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand
1Diese Entsendeordnung regelt gemäß § 5 Abs. 8 der 
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut-
schen Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Entsendung 
von Vertreter(inne)n der Gewerkschaften auf der Mit-
arbeiterseite in die Bundeskommission und die Regio-
nalkommissionen der Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Zuständigkeit
Für die Entsendung der Vertreter(innen) der Mitarbei-
ter(innen) in der Bundeskommission und den Regional-
kommissionen ist der Vorbereitungsausschuss (Aus-
schuss) nach § 2 der Wahlordnung der Mitarbeiterseite 
zuständig.

§ 3 Vorbereitung
(1) 1Spätestens acht Monate vor dem Ende der Amtspe-
riode veröffentlicht der Ausschuss in der Verbandszeit-
schrift „neue caritas“ eine Bekanntmachung über die 
Bildung der Arbeitsrechtlichen Kommission für eine 
neuen Amtsperiode und ruft in dieser Veröffentlichung 
die tariffähigen Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerk-

schaften) auf, sich innerhalb von zwei Monaten nach 
der Bekanntmachung (Anzeigefrist) an der Entsendung 
von Vertreter(inne)n in der Kommission zu beteiligen. 
2Zusätzlich soll eine Pressemitteilung über diesen Auf-
ruf erscheinen. 3Hierbei ist die Zahl der für die Gewerk-
schaften vorgesehenen Sitze in der Bundeskommission 
und in den Regionalkommissionen auf Mitarbeiterseite 
mitzuteilen. 

(2) 1Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von 
Vertreter(inne)n in die Arbeitsrechtliche Kommission 
beteiligen wollen, zeigen dies gegenüber dem Ausschuss 
über die Kommissionsgeschäftsstelle schriftlich an. 2Die 
Anzeige kann nur bis zum Ablauf der Anzeigefrist ab-
gegeben werden. 3Anzeigen, die nach dieser Frist ein-
gereicht werden, können nicht mehr berücksichtigt wer-
den (Ausschlussfrist).

(3) 1Berechtigt zur Entsendung von Vertreter(inne)n 
sind Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für Rege-
lungsbereiche oder Teile der Regelungsbereiche der je-
weiligen Kommission örtlich und sachlich zuständig 
sind. 2Erfüllt eine Gewerkschaft diese Voraussetzungen 
nicht, wird sie hierüber durch den Ausschuss schriftlich 
in Kenntnis gesetzt. 3Gegen die Entscheidung des Aus-
schusses ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht in-
nerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach 
Bekanntgabe der Feststellung zulässig. 4Die Frist be-
ginnt zu laufen, wenn die Gewerkschaft über den 
Rechtsbehelf, das Gericht und die einzuhaltende Frist 
schriftlich belehrt worden ist.

§ 4 Durchführung der Entsendung
(1) 1Nach Ablauf der Anzeigefrist lädt der Ausschuss 
die anzeigenden und mitwirkungsberechtigten Gewerk-
schaften zu einer Sitzung mit dem Ziel ein, dass sich die 
Gewerkschaften untereinander auf die zahlenmäßige 
Verteilung der vorbehaltenen Sitze einigen. 2Die Sit-
zung wird von den Mitgliedern des Ausschusses gelei-
tet, das Ergebnis durch die Kommissionsgeschäftsstelle 
in einem Protokoll festgehalten.

(2) 1Nimmt nur eine Gewerkschaft Sitze für eine Regio-
nal- oder für die Bundeskommission in Anspruch, er-
hält diese Gewerkschaft die für die Gewerkschaften 
vorbehaltenen Sitze. 2Nehmen mehrere Gewerkschaf-
ten Sitze für eine Regional- oder für die Bundeskom-
mission in Anspruch, einigen sich diese Gewerkschaf-
ten untereinander auf die zahlenmäßige Verteilung der 
für die Gewerkschaften vorbehaltenen Sitze. 3Sie kön-
nen sich dabei an ihrer Organisationsstärke orientieren.

(3) 1Kommt es zu einer zahlenmäßigen Einigung, benen-
nen die Gewerkschaften spätestens drei Monate vor dem 
Ende der Amtsperiode namentlich ihre Vertreter(innen) 
in der Arbeitsrechtlichen Kommission. 2Als Vertreter(in-
nen) können nur Personen benannt werden, die das ver-
fassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur 
Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes achten 
und die Eigenart des kirchlichen Dienstes respektieren. 
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(4) 1Kommt eine zahlenmäßige Einigung nicht inner-
halb von vier Wochen ab dem Tag der Sitzung nach Ab-
satz 1 zustande, gelten die Einigungsgespräche als ge-
scheitert. 2In diesem Fall entscheidet der Ausschuss 
über die Verteilung der Sitze. 3Die Entscheidung ist den 
Gewerkschaften schriftlich mitzuteilen. 4Gegen die 
Entscheidung des Ausschusses ist Klage beim Kirchli-
chen Arbeitsgericht innerhalb einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung zu-
lässig. 5Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die Ge-
werkschaften über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei 
dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die 
einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden sind. 
6Das Kirchliche Arbeitsgericht entscheidet insbesonde-
re aufgrund der Mitgliederzahlen, die ihm gegenüber 
glaubhaft zu machen sind. 7Die Glaubhaftmachung der 
Mitgliederzahl kann insbesondere durch eine eides-
stattliche Versicherung erfolgen, die ein Mitglied des 
Vertretungsorgans der Gewerkschaft vor einem Notar 
abgibt. 

§ 5 Ergebnis der Entsendung
(1) Der Ausschuss gibt das Ergebnis der Entsendung 
durch Veröffentlichung in der Verbandszeitschrift 
„neue caritas“ bekannt.

(2) Die bis zu einem endgültigen Ergebnis der Entsen-
dung durch die Bundeskommission oder durch die Regi-
onalkommissionen getroffenen Entscheidungen sind 
wirksam.

§ 6 Vorzeitiges Ausscheiden
(1) 1Scheidet ein(e) entsandte(r) Vertreter(in) während 
einer Amtsperiode aus der Kommission aus oder wird 
er/sie abberufen, entsendet die jeweilige Gewerkschaft 
unverzüglich eine(n) neue(n) Vertreter(in) und gibt dies 
der Kommissionsgeschäftsstelle schriftlich bekannt.

(2) 1Beendet eine Gewerkschaft während einer Amtspe-
riode die Mitgliedschaft in einer Kommission, können 
sich die verbleibenden Gewerkschaften einigen, welche 
von ihnen für die restliche Amtsperiode den Sitz des 
ausscheidenden Mitglieds übernimmt. 2Kommt eine Ei-
nigung nicht innerhalb von sechs Wochen zustande, 
entscheidet das Los. 

(3) 1Beenden alle Gewerkschaften während einer Amts-
periode die Mitgliedschaft in einer Kommission, entfal-
len diese Sitze. 

§ 7 Kosten
Die den Gewerkschaften durch die Entsendung entste-
henden Kosten tragen diese selbst.

Artikel IV

Wahlordnung der Dienstgeberseite 
gemäß § 6 Abs. 6 der Ordnung der 

Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand
Diese Wahlordnung regelt gemäß § 6 Abs. 6 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Wahl und die Be-
stimmung der Vertreter(innen) der Dienstgeber in den 
Regionalkommissionen und in der Bundeskommission 
der Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss
(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der Dienstgeber in 
der Bundeskommission und in den Regionalkommissio-
nen leitet ein Vorbereitungsausschuss (Ausschuss), der 
aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird von den Mitglie-
dern der Dienstgeberseite in der Bundeskommission ge-
wählt. 3Die Mitglieder des Ausschusses dürfen weder 
für die Arbeitsrechtliche Kommission kandidieren noch 
einer Wahlversammlung oder einem Wahlvorstand an-
gehören.

(2) Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens neun 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.

(3) 1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen 
nach seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusam-
men. 2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen 
Medien veröffentlicht wird, und setzt den Zeitpunkt 
fest, bis zu dem die Wahlhandlungen in den einzelnen 
(Erz-)Bistümern und im Offizialatsbezirk Oldenburg 
durchgeführt sein müssen. 3Er fordert die jeweiligen Di-
özesan-Caritasverbände und den Landes-Caritasver-
band für Oldenburg auf, unverzüglich einen Wahlvor-
stand zu bilden.

(4) Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

§ 3 Wahlvorstand
(1) 1Jeder Diözesan-Caritasverband und der Landes-Ca-
ritasverband für Oldenburg bildet für seinen Bereich 
einen Wahlvorstand, der jeweils aus drei Mitgliedern 
besteht und der sich bis spätestens sechs Monate vor 
Ablauf der Amtsperiode konstituieren muss. 2Die Mit-
glieder dürfen weder für die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion kandidieren noch einer Wahlversammlung oder 
dem Vorbereitungsausschuss angehören.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Rechtsträ-
ger, die mit ihrer/ihren Einrichtung(en) Mitglied im je-
weiligen Diözesan-Caritasverband oder im Landes-Ca-
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ritasverband für Oldenburg sind und die in den 
Geltungsbereich der Richtlinien für Arbeitsverträge in 
den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes fal-
len (§ 2 Abs. 1 AT AVR). 2Nur die in der Liste aufge-
führten Rechtsträger nehmen an der Wahl teil.

(3) 1Der Wahlvorstand soll an diese Rechtsträger spä-
testens sechs Wochen nach seiner Konstituierung Wahl-
benachrichtigungen versenden. 2Rechtsträger, die keine 
Wahlbenachrichtigung bis spätestens vier Monate vor 
Ablauf der Amtsperiode erhalten haben, können gegen 
die Nichteintragung in der Aufstellung innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen Einspruch einlegen. 
3Der Wahlvorstand entscheidet über den Einspruch.

(4) Der Wahlvorstand fordert die Rechtsträger auf, in-
nerhalb einer festgelegten Frist schriftliche Wahlvor-
schläge jeweils für die Wahl des Vertreters/der Vertre-
terin der Dienstgeber in der jeweiligen 
Regionalkommission abzugeben.

(5) Der Wahlvorschlag muss enthalten:
a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin;
b) den Namen des Rechtsträgers und die ausgeüb-

te Tätigkeit;
c) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 

dass er/sie der Benennung zustimmt; 
d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 

dass er/sie Mitglied eines Organs eines kirchli-
chen Rechtsträgers im Bereich des Deutschen 
Caritasverbandes ist, das zur gesetzlichen Ver-
tretung berufen ist, oder leitende(r) Mitarbei-
ter(in) eines kirchlich-caritativen Rechtsträgers 
nach der Mitarbeitervertretungsordnung des 
jeweiligen (Erz-) Bistums ist;

e) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 
dass er/sie am Wahltag alle Wählbarkeitsvor-
aussetzungen erfüllt;

f) die Unterschrift der gesetzlichen Vertretung 
des Rechtsträgers.

(6) Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlages gegenüber dem/der Vorgeschla-
genen und dem/der Vorschlagenden.

(7) 1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen 
für eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegange-
nen Wahlvorschläge eine Kandidat(inn)enliste für die 
Wahl. 2Sie enthält die Namen der Wahlbewerber(innen) 
in alphabetischer Reihenfolge, die Namen der Träger 
und die ausgeübten Tätigkeiten. 3Dieselbe Person kann 
für eine Amtsperiode nur in einer Diözese kandidieren.

§ 4 Durchführung der Wahlen für die 
Regionalkommissionen

(1) 1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser 

Wahlordnung wahlberechtigten Rechtsträger auffor-
dert, jeweils eine(n) Vertreter(in) zur diözesanen Wahl-
versammlung zu entsenden. 
2Die diözesane Wahlversammlung wählt den/die Ver-
treter(in) der Dienstgeber in der jeweiligen Regional-
kommission und tritt spätestens zwei Monate vor dem 
Ende der Amtsperiode zusammen. 3Der Wahlvorstand 
leitet die Wahlversammlung. 4Die Einladung und die 
Kandidat(inn)enliste müssen mindestens zwei Wochen 
vorher abgesandt werden.

(2) Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den Ter-
min der Wahlversammlung und die Kandidat(inn)enlis-
te mindestens zwei Wochen vorher an die Kandidat(inn)
en absenden.

(3) Für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der 
Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkommission er-
stellt der Wahlvorstand anhand der Kandidat(inn)enlis-
te jeweils die Stimmzettel, die die Namen in alphabeti-
scher Reihenfolge enthalten. 

(4) Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5) 1Es findet eine geheime Wahl statt. 2Bemerkungen 
und Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das 
Ankreuzen von mehreren Namen machen diesen un-
gültig. 3Abweichend von Satz 2 können bei der Wahl 
der Mitglieder der Regionalkommission aus den (Erz-)
Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart bis zu 
zwei Kandidaten angekreuzt werden. 4Der Wahlvor-
stand nimmt die Auszählung vor und gibt das Wahler-
gebnis gegenüber dem Vorbereitungsausschuss be-
kannt.

(6) Gewählt als Vertreter(in) der Dienstgeber in der je-
weiligen Regionalkommission ist der/die Kandidat(in), 
der/die die meisten Stimmen erhalten hat, abweichend 
davon sind in den (Erz-) Bistümern Freiburg und Rot-
tenburg-Stuttgart die zwei Kandidat(inn)en gewählt, 
die die meisten Stimmen erhalten haben.

(7) 1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 2Be-
steht auch danach Stimmengleichheit, entscheidet das 
Los.

§ 5 Durchführung der Wahl für die Bundeskommission
(1) 1Die 28 Vertreter(innen) der Dienstgeberseite in der 
Bundeskommission werden durch die nach § 4 dieser 
Wahlordnung gewählten und bestimmten Mitglieder 
der Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen ge-
wählt; nicht wahlberechtigt sind die weiteren Vertre-
ter(innen) der Dienstgeberseite der jeweiligen Regio-
nalkommissionen nach § 6 Abs. 5 AK-Ordnung. 2Zu 
diesem Zweck findet nach der Wahl der Mitglieder der 
Regionalkommissionen eine gemeinsame Wahlver-
sammlung dieser Mitglieder (Bundeswahlversamm-
lung) statt. 
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(2) 1Die Bundeswahlversammlung wird durch den Aus-
schuss nach § 2 dieser Wahlordnung durchgeführt. 2Er 
kann dabei durch die Geschäftsstelle der Dienstgeber-
seite unterstützt werden. 3Der Ausschuss fordert die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstgebersei-
te in den Regionalkommissionen unverzüglich nach den 
Wahlen in die Regionalkommissionen auf, Kandidat(inn)
en für die Bundeskommission innerhalb einer Aus-
schlussfrist von drei Wochen in Textform zu benennen. 
4Zugleich setzt er einen Termin für die Bundeswahlver-
sammlung und lädt mit einer Frist von drei Wochen dazu 
ein. 5Die Bundeswahlversammlung muss spätestens ei-
nen Monat vor dem Ende der Amtsperiode stattfinden.

(3) 1Der Ausschuss erstellt eine Kandidat(inn)enliste 
für die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) Kandi-
dat(in) hat das Recht, sich in der Bundeswahlversamm-
lung vor der Wahl vorzustellen.

(4) 1Die Wahlen erfolgen in geheimer Abstimmung. 
2Von den 28 Mitgliedern der Bundeskommission müs-
sen 14 Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkom-
mission sein; jede Regionalkommission muss dabei mit 
mindestens zwei Mitgliedern vertreten sein. 3Die ver-
bleibenden 14 Mitglieder können die Gliederungen und 
Fachverbände, die Orden und Träger stellen.

(5) 1Gewählt als der/die Vertreter(in) in der Bundes-
kommission ist der/die Kandidat(in), der/die die meis-
ten Stimmen erhalten hat. 2Bei Stimmengleichheit fin-
det zwischen den stimmengleichen Kandidat(inn)en 
eine Stichwahl statt. 3Besteht auch danach Stim-
mengleichheit, entscheidet das Los.

§ 6 Durchführung der Wahlen für die 
weiteren Mitglieder

(1) Gemäß § 6 Abs. 5 AK-Ordnung werden für die 
nach § 5 AK-Ordnung entsandten Vertreter(innen) der 
Gewerkschaften in der Bundes- und in den Regional-
kommissionen weitere Mitglieder der Dienstgeberseite 
in die entsprechenden Bundes- oder Regionalkommis-
sionen gewählt.

(2) Die Wahlen erfolgen zur Wahrung der Parität, 
wenn und in dem Umfang, in dem Gewerkschaften 
nach § 4 der Entsendeordnung für die Vertreter(innen) 
der Gewerkschaften Sitze in der Bundes- oder den je-
weiligen Regionalkommissionen in Anspruch nehmen.

(3) 1In den Regionalkommissionen werden die weiteren 
Vertreter(innen) der Dienstgeberseite durch die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstgebersei-
te der jeweiligen Regionalkommissionen gewählt. 2Zu 
diesem Zweck findet vor der Konstituierung der jeweili-
gen Regionalkommissionen eine gemeinsame Wahlver-
sammlung dieser Mitglieder statt.

(4) 1Die Wahlversammlung der Regionalkommissio-
nen wird durch die Geschäftsstelle der Dienstgebersei-
te durchgeführt. 2Die Geschäftsstelle fordert die ge-

wählten und bestimmten Mitglieder der 
Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen auf, 
weitere Kandidat(inn)en für die weiteren Mitglieder 
der Dienstgeberseite der Regionalkommission inner-
halb einer Ausschlussfrist von drei Wochen in Text-
form zu benennen. 4Zugleich setzt sie einen Termin für 
die Wahlversammlung und lädt mit einer Frist von drei 
Wochen dazu ein.

(5) 1Die Geschäftsstelle erstellt eine Kandidat(inn)enliste für 
die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) Kandidat(in) hat 
das Recht, sich in der Wahlversammlung vor der Wahl vor-
zustellen. 3Die Wahlen erfolgen in geheimer Abstimmung. 
4Gewählt als weitere/n Vertreter(in) in der Regional-
kommission ist der/die Kandidat(in), der/die die meis-
ten Stimmen erhalten hat. 5Bei Stimmengleichheit fin-
det zwischen den stimmengleichen Kandidat(inn)en 
eine Stichwahl statt. 6Besteht auch danach Stim-
mengleichheit, entscheidet das Los.

(6) 1In der Bundeskommission werden die weiteren 
Vertreter(innen) der Dienstgeberseite durch die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstgeber-
seite der Regionalkommissionen gewählt; nicht wahl-
berechtigt sind die weiteren Vertreter(innen) der 
Dienstgeberseite der jeweiligen Regional-kommissio-
nen nach § 6 Abs. 5 AK-Ordnung. 2Zu diesem Zweck 
findet vor der Konstituierung der Bundeskommissio-
nen eine gemeinsame Wahlversammlung dieser Mit-
glieder statt. Diese Wahlversammlung kann zeitgleich 
mit der Bundeswahlversammlung nach § 5 dieser 
Wahlordnung stattfinden. 

(7) 1Die Wahlversammlung wird durch den Ausschuss 
nach § 2 dieser Wahlordnung durchgeführt. 2Er kann 
dabei durch die Geschäftsstelle der Dienstgeberseite 
unterstützt werden. 3Der Ausschuss fordert die gewähl-
ten und bestimmten Mitglieder der Dienstgeberseite in 
den Regionalkommissionen auf, weitere Kandidat(inn)
en für die Bundeskommission innerhalb einer Aus-
schlussfrist von drei Wochen in Textform zu benennen. 
4Zugleich setzt er einen Termin für die Wahlversamm-
lung und lädt mit einer Frist von drei Wochen dazu ein. 

(8) 1Der Ausschuss erstellt eine Kandidat(inn)enliste 
für die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) Kandi-
dat(in) hat das Recht, sich in der Wahlversammlung 
vor der Wahl vorzustellen. 3Die Wahlen erfolgen in ge-
heimer Abstimmung. 4Gewählt als weitere/n Vertre-
ter(in) in der Bundeskommission ist der/die Kandi-
dat(in), der/die die meisten Stimmen erhalten hat. 5Bei 
Stimmengleichheit findet zwischen den stimmenglei-
chen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 6Besteht 
auch danach Stimmengleichheit, entscheidet das Los.

(9) Beenden Gewerkschaften während einer Amtsperi-
ode die Mitgliedschaft in der Bundes- oder in einer Re-
gionalkommission nach § 6 Abs. 3 Entsendeordnung 
Gewerkschaften, endet die Mitgliedschaft der weiteren 
Vertreter(innen) in dieser Kommission. 
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§ 7 Ergebnis der Wahl
1Der Wahlvorstand teilt das Ergebnis der Wahl in dem 
(Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg un-
verzüglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll für 
die Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des 
(Erz-)Bistums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das Er-
gebnis der gesamten Wahl durch Veröffentlichung in 
der Verbandszeitschrift „neue caritas“ bekannt.

§ 8 Anfechtung der Wahl
(1) 1Jede(r) Wahlberechtigte und jede(r) Wahlbewer-
ber(in) hat das Recht, die Wahl wegen eines Verstoßes 
gegen geltendes Recht innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses in der 
Verbandszeitschrift „neue caritas“ anzufechten. 2Die 
Anfechtung ist gegenüber dem zuständigen Wahlvor-
stand schriftlich zu erklären. 

(2) 1Der Wahlvorstand entscheidet über Anfechtungen 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Wahlan-
fechtung und teilt die Entscheidung der Person oder 
den Personen schriftlich mit, die die Wahl angefochten 
hat oder haben. 2Er informiert den/die Betroffene(n) 
und den Ausschuss schriftlich über die Anfechtung 
und die Entscheidung. 3Unzulässige und/oder unbe-
gründete Anfechtungen weist der Wahlvorstand zu-
rück. 4Stellt er fest, dass gegen wesentliche Vorschrif-
ten des Wahlrechts, der Wählbarkeit oder des 
Wahlverfahrens verstoßen wurde und dadurch das 
Wahlergebnis beeinflusst sein kann, so erklärt er die 
Wahl für ungültig; in diesem Falle ist die Wahl unver-
züglich zu wiederholen. 5Im Falle einer sonstigen be-
gründeten Wahlanfechtung berichtigt er den durch 
Verstoß verursachten Fehler. 6Die Entscheidung über 
eine Wahlwiederholung wird in der Verbandszeit-
schrift „neue caritas“ veröffentlicht. 

(3) Gegen die Entscheidung des Wahlvorstandes nach Abs. 
2 Satz 1 ist die Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht in-
nerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Be-
kanntgabe der Entscheidung des Wahlvorstandes zulässig

(4) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die Be-
troffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl lässt 
die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die Regio-
nalkommissionen und durch die Bundeskommission ge-
troffenen Entscheidungen unberührt.

§ 9 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin
(1) 1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der Dienst-
geber als Mitglied einer Regionalkommission nach § 6 
Abs. 1 AK-Ordnung aus, so bestimmt die Dienstgeber-
seite in der jeweiligen Regionalkommission für den Rest 
der Amtsperiode ein neues Mitglied. 
2Scheidet ein(e) nach § 6 Abs. 2 AK-Ordnung bestimm-
te(r) Vertreter(in) als Mitglied einer Regionalkommissi-
on aus, dann benennt das entsendende Gremium ein 
neues Mitglied.

(2) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber als 
Mitglied der Bundeskommission nach § 6 Abs. 3 
AK-Ordnung aus, so bestimmt die Dienstgeberseite in 
der Bundeskommission für den Rest der Amtsperiode 
ein neues Mitglied. 2War der/die ausgeschiedene Vertre-
ter(in) Mitglied des Leitungsausschusses der Bundes-
kommission, so kann das neu zu bestellende Mitglied 
im Leitungsausschuss ein anderes sein als das neu in die 
Bundeskommission berufene Mitglied.

(3) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber als 
weiteres Mitglied der Bundes- oder einer Regionalkom-
mission nach § 6 Abs. 5 AK-Ordnung aus, so bestimmt 
die Dienstgeberseite in der Bundes- oder der jeweiligen 
Regionalkommission für den Rest der Amtsperiode ein 
neues Mitglied. 2War der/die ausgeschiedene Vertre-
ter(in) Mitglied des Leitungsausschusses der Bundes-
kommission, so kann das neu zu bestellende Mitglied 
im Leitungsausschuss ein anderes sein als das neu in die 
Bundeskommission berufene Mitglied.

§ 10 Kosten der Wahl
1Die durch den Vorbereitungsausschuss verursachten 
Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 2Die Kosten 
eines Wahlvorstandes übernehmen der jeweilige Diö-
zesan-Caritasverband und der Landes-Caritasverband 
für Oldenburg. 3Die Reisekosten der Mitglieder der 
Wahlversammlung und der Kandidat(inn)en werden 
von dem Rechtsträger getragen.

§ 11 Bestimmung der Vertreter(innen) der  
Diözesan-Caritasverbände

1Die nach § 6 Abs. 2 AK-Ordnung bestimmten Vertre-
ter(innen) einer Regionalkommission werden von dem 
jeweils nach der Satzung des Diözesan-Caritasverban-
des und des Landes-Caritasverbandes für Oldenburg 
zuständigen Organ bestimmt. 2Fehlt eine Zuweisung 
dieser Aufgabe in der Satzung, ist der Vorstand des Di-
özesan-Caritasverbandes und des Landes-Caritasver-
bandes für Oldenburg zuständig. 3Die Bestimmung er-
folgt in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit 
der Wahl nach dieser Wahlordnung.
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Artikel V

Inkrafttreten

Die vorstehende Neufassung der Ordnung der Arbeits-
rechtlichen Kommission (Artikel I), die Wahlordnung der 
Mitarbeiterseite (Artikel II), die Entsendeordnung (Artikel 
III) sowie die Wahlordnung der Dienstgeberseite (Artikel 
IV) werden zum 01.01.2016 für das Bistum Fulda in Kraft 
gesetzt und treten an die Stelle der bisherigen Ordnungen.

Fulda, 04. November 2015

Bischof von Fulda
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